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Abkürzungsverzeichnis
ADA Austrian Development Agency
AU Afrikanische Union
BMaA Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten
BMBWK Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
BMF Bundesministerium für Finanzen
BMI Bundesministerium für Inneres
BMLFUW Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser
BMWA Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
BNE Bruttonationaleinkommen
DAC Development Assistance Committee der OECD, Entwicklungshilfeausschuss
ECOWAS Economic Community of West African States

ERP European Recovery Programme
EU Europäische Union
EZA Entwicklungszusammenarbeit
EZA-Gesetz Bundesgesetz über die Entwicklungszusammenarbeit 

(Entwicklungszusammenarbeitsgesetz, EZA-G); 
BGBl I 49/2002 i.d.F. BGBl I 65/2003

HIPC Heavily Indebted Poor Countries, hochverschuldete arme Länder
IDP Internally Displaced Person, intern Vertriebene/r
IPA EU Instrument for Pre-Accession Assistance; EU Instrument für Heranführungshilfe
IFI International Finance Institution, internationale Finanzinstitution (Weltbankgruppe)
KOBÜ Koordinationsbüro der OEZA
LDCs Least Developed Countries, am wenigsten entwickelte Länder
MKMB Mikro-, Klein- und Mittelbetriebe
MDG Millennium Development Goal, Millenniums-Entwicklungsziel
NEPAD New Partnership for Africa’s Development
NRO Nichtregierungsorganisation
ODA Official Development Assistance, öffentliche Entwicklungshilfeleistungen
OECD Organisation for Economic Co-operation and Development,

Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
OEZA Österreichische Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit
PRS(P) Poverty Reduction Strategy (Papers/Process)
SADC Southern African Development Community
SOE Südosteuropa
SWAP Sector Wide Approach
WTO World Trade Organization, Welthandelsorganisation
VN Vereinte Nationen

Zeichenerklärung
✔ Hinweise auf Umsetzung der DAC Peer Review-Empfehlungen
MDG Hinweis auf Umsetzung der MDG
$ OEZA Gender-Schwerpunkt
� OEZA Rule of Law-Schwerpunkt
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Diesen Phänomenen wird zum Teil durch andere internationale Ereignisse und Initiativen 
Rechnung getragen. So arbeitet die Europäische Kommission etwa an einer groß angelegten
Infrastrukturinitiative für den afrikanischen Kontinent. Die Global Commission on Migration
and Development hat mit ihrem Bericht vom Oktober 2005 Hintergrundarbeit für einen 
hochrangigen Dialog zum Thema in der Generalversammlung der VN im September 2006 
geleistet. Die Behandlung der HIV/AIDS-Problematik wird in hochrangigen Treffen auch 
2006 weitergehen. Das Human Security Network arbeitet an einer weiteren Operationalisie-
rung des Konzepts menschlicher Sicherheit, wie es im Reformdokument „In Larger Freedom“
von März 2005 des VN-Generalsekretärs bereits reflektiert ist.

Es kann erwartet werden, dass die Weltbank sich auch unter ihrem neuen Präsidenten Wolfo-
witz weiter als Entwicklungsorganisation positioniert, die in manchen Bereichen im direkten
Wettbewerb zu VN-Organisationen und Programmen auftreten wird, und zwar sowohl durch
die Vergabe von verlorenen Zuschüssen als auch durch die Leistung von technischer Hilfe im
engeren Sinne. Die 14. Wiederauffüllung der International Development Association für den
Zeitraum 2006–2008 erhöhte den Grant-Anteil der konzessionellen Instrumente der Welt-
bankgruppe weiter auf insgesamt 40 %. Die unter Einfluss der Weltbank erstellten nationalen Ar-
mutsreduktionsstrategien (Poverty Reduction Strategy Papers, PRSPs) werden auch in Zukunft die
maßgebliche Orientierung für die Entwicklungszusammenarbeit auf nationaler Ebene darstellen.

Die internationalen Bestrebungen zur Anhebung der Quantität der EZA werden auch im 
Planungszeitraum von parallelen Anstrengungen zur Anhebung der Qualität der EZA 
begleitet werden. Die Pariser Erklärung über EZA-Wirksamkeit soll durch nationale Arbeits-
programme umgesetzt und gemeinsame Fortschritte der Geber- und Partnerländer sollen 
anhand einer Matrix von Indikatoren aufgezeichnet werden. Das nächste hochrangige 
Treffen ist für 2008 in Ghana geplant.

Die Schlüsselstellung des afrikanischen Kontinents wird durch die Gesamt-Afrika-Strategie der
EU unterstrichen, die es im Berichtszeitraum umzusetzen gilt, sowie durch den Africa Action
Plan der Weltbank.

Im Planungszeitraum 2006–2008 wird auch ein größerer Grad der Zusammenarbeit zwischen
der Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen Kommission und jener der EU-Mitglied-
staaten erzielt werden. Die neue entwicklungspolitische Grundsatz-Erklärung der EU, der 
„Europäische Konsensus“, bezieht sich auf die Entwicklungszusammenarbeit von Kommission
und Mitgliedstaaten und soll mit ihren Grundsätzen auch für die EU-Partner gelten. Die OEZA
sieht in diesem Zusammenhang die Möglichkeit und Chance, einen wichtigen Beitrag zur 
Entwicklung der Rolle und des entwicklungspolitischen Profils der neuen Mitgliedstaaten 
der EU zu leisten.

Der Stellenwert der humanitären Dimension in den internationalen Beziehungen wird zuneh-
mend prominenter. Humanitäre Hilfspolitik, die sich mit den Politikbereichen Außen-, Sicher-
heits- und Entwicklungspolitik überschneidet, ist zu einem wichtigen Instrument der Außenbe-
ziehungen geworden. Katastrophenprävention und die Berücksichtigung von Naturgefahren
sollen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung in Entsprechung des Hyogo Aktionsplans
2005–2015, der anlässlich der World Conference on Disaster Reduction 2005 angenommen
wurde, stärker in den nationalen und internationalen Entwicklungspolitiken berücksichtigt
werden.

Die Zusammenhänge zwischen Sicherheit und Entwicklung treten in den Grundsatzdokumen-
ten und in der Praxis der internationalen Entwicklungszusammenarbeit immer stärker hervor.
Dieser Erkenntnis wird durch die Errichtung der neuen VN-Peace Building Commission Rech-
nung getragen. Exemplarisch können auch die Bemühungen zum Aufbau der friedenserhal-
tenden Kapazitäten der Afrikanischen Union gesehen werden, zu denen die EU über die bisher
aus Mitteln des Europäischen Entwicklungsfonds finanzierte African Peace Facility einen wich-
tigen Beitrag geleistet hat. In den nächsten Jahren wird es um eine Sicherstellung der Finanzie-
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rung von sicherheitspolitischen Anliegen der internationalen Gemeinschaft gehen, die deren
Eigenart berücksichtigt und nicht zulasten von allgemeinen entwicklungspolitischen Ansätzen
gehen darf.

Im Prozess der Annäherung der Staaten Südosteuropas an die EU werden wichtige neue 
Entwicklungen stattfinden.

Das geplante neue Vorbeitrittsinstrument der EU (IPA – Instrument for Pre-Accession 
Assistance) soll die bisherigen Beitrittsinstrumente PHARE, CARDS, SAPARD und auch das
Heranführungsinstrument für die Türkei in einem Instrument zusammenfassen und ab 2007
ersetzen. Zweck dieser Harmonisierung der finanziellen Instrumente ist eine Stärkung der 
Effektivität der gemeinschaftlichen Außenhilfe für die Staaten des Westbalkans und die 
Türkei. Die vorgesehene Trennung von Mittelzuweisungen für Kandidatenstaaten (derzeit 
nur Kroatien und die Türkei) und solchen, welche diesen Status noch nicht erreicht haben, 
birgt jedoch die Gefahr, dass die in ihrer Annäherung an die Union am weitesten entfernten
Staaten benachteiligt werden.

Angesichts der Suspendierung Ende Juli 2006, die der Doha-Runde der WTO folgte, ist 
schwer abzuschätzen, wie sich der Welthandel im Berichtszeitraum entfalten und welche 
Auswirkungen dies auf die Entwicklungsanstrengungen haben wird.

Die Entschuldungsstrategie HIPC, die Österreich mitträgt, wird während des Planungszei-
traums weiter umgesetzt werden. Erwartete Entschuldungen von Irak, Kamerun und 
insbesondere Nigeria werden im Planungszeitraum für Österreich ODA-relevant werden.

2. Kontext: Österreichische Außenpolitik

Die OEZA ist eine wichtige Dimension der österreichischen Außenbeziehungen. Sie soll 
verstärkt Synergien mit außenpolitischen und außenwirtschaftspolitischen Schwerpunkt-
setzungen nützen bzw. schaffen.

Österreich trägt im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben die großen internationalen Weichen-
stellungen für die Entwicklungspolitik und -zusammenarbeit mit. Dies gilt insbesondere für die
Millenniumsziele und Ergebnisse anderer großer VN-Konferenzen, für die im Rahmen der EU
erarbeiteten inhaltlichen Prioritätensetzungen wie die EU-Aktionspläne zu Klimawandel und
Biodiversität sowie für die Grundsätze der OECD hinsichtlich der Abwicklung von EZA. Hier
arbeitet die OEZA in Abstimmung mit der außenpolitischen Fokussierung Österreichs eng 
mit den neuen Mitgliedstaaten der EU, insbesondere unseren Nachbarstaaten, zusammen. 
Österreich hat diesem Faktum auch als EU-Vorsitz 2006 gezielt Rechnung getragen (nähere
Ausführungen zu diesen Punkten finden sich in den Kapiteln 3.3, 6. und 7.1).

In Südosteuropa agiert die OEZA stets im Kontext der europäischen Integration und der
außenpolitischen Zielsetzung Österreichs, die Länder auf ihrem Weg zur vollen Einbindung in
die europäischen Strukturen zu unterstützen.

Synergien mit der österreichischen Außenwirtschaft werden durch den Programmbereich
„Wirtschaft und Entwicklung“, für den Leitlinien ausgearbeitet wurden, die im Planungszei-
traum zur Anwendung kommen (siehe Kapitel 4.2.6), sowie durch die verstärkte Einbindung
österreichischer Unternehmungen in die Auftragsvergabe internationaler Entwicklungsinstitu-
tionen angestrebt. Zur Operationalisierung dieser Zielsetzung wurde mit dem BMWA eine 
Kooperationsvereinbarung im Rahmen der Internationalisierungsoffensive (IO) unterzeichnet.
Diese Kooperationsvereinbarung hat u. a. zum Ziel, die Interessen der österreichischen 
Wirtschaft stärker zu berücksichtigen und die Potenziale der österreichischen Wirtschaft im
Rahmen der EZA besser zu nutzen.
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Der Stellenwert und das Profil der OEZA in der österreichischen Außenpolitik wird im 
Planungszeitraum 2006–2008 maßgeblich von der aktiven Umsetzung des im EU-Rahmen
anvisierten Ziels bestimmt, die ODA-Leistungen bis zum Jahr 2010 auf 0,51 % anzuheben 
und für 2015 0,7 % zu erreichen. Die Umsetzung dieser von Österreich international einge-
gangenen Verpflichtung könnte – insbesondere nach Auslaufen der HIPC-Entschuldungen bis
ca. 2008 – eine substanzielle Anhebung der programmierbaren EZA-Mittel bedeuten. Auch im
Kontext der Mittelanhebung wird Österreich seine Konzentrationsbestrebungen in themati-
scher und inhaltlicher Weise fortsetzen, wie dies von der letzten DAC Peer Review des Jahres
2004 empfohlen wurde. Hinweise auf Peer Review-Empfehlungen bzw. österreichische Um-
setzungsbemühungen sind durch das Symbol ✔ gekennzeichnet. Dabei wird die Länderpro-
grammierung – die derzeitige Liste der österreichischen Schwerpunktländer wird beibehalten –
durch eine komplementierende Regionalprogrammierung unterstützt. Zeitlich befristete, 
humanitär bedingte Engagements – wie in Sri Lanka nach dem Tsunami des Dezember 2004 –
sind nicht planbar und folgen Ad-hoc-Rahmenbedingungen.

In dem Ausmaß, in dem zusätzlich ODA-Mittel verfügbar werden, können diese auch für eine
Anhebung der österreichischen Beiträge zu den VN-Entwicklungsorganisationen zumindest
auf EU-Durchschnitt verwendet werden. Dadurch soll auch eine sichtbare Unterstützung des
politischen Ziels der Kandidatur Österreichs für den Sicherheitsrat 2009/10 geleistet werden.
Auf die Stärkung des Amtssitzes Wien wird dabei entsprechend Bedacht genommen werden.
Im bilateralen Bereich ermöglichen zusätzliche Mittel den vorsichtigen Einstieg in neue Moda-
litäten der Abwicklung von EZA – wie die sektorielle Budgethilfe (siehe Kapitel 4.2.1) – und die
Zusammenarbeit mit der österreichischen Wirtschaft. Dies wird den Aufbau neuer Kapazitäten
in quantitativer wie auch in qualitativer Hinsicht – etwa im Bereich der Makroökonomie, 
Finanzwissenschaft und Entwicklungsökonomie – erfordern.

Der graduelle Einstieg in neue Formen der Abwicklung der EZA wird die bedeutende Rolle der
österreichischen und lokalen NRO in der Programm-Umsetzung nicht beschneiden. Für die 
österreichischen NRO bleiben darüber hinaus der Politikdialog mit den Regierungsstellen, 
der – wie 2005 – auch weiterhin seitens des BMaA durch regelmäßige Treffen gepflegt werden
wird, sowie entwicklungspolitische Anwaltschaft im Allgemeinen wichtige Arbeitsfelder. 
Neue Arbeitsfelder erschließen sich für die österreichischen NRO im Zusammenhang mit 
dem Aufbau von EZA-Strukturen in den neuen EU-Mitgliedstaaten sowie im Hinblick auf 
die Notwendigkeit, in Partnerländern funktionsfähige Zivilgesellschaften aufzubauen.

Die von der österreichischen Bundesministerin für auswärtige Angelegenheiten, Dr. Ursula
Plassnik, in besonderer Weise aufgegriffene Dimension der Rechtsstaatlichkeit (rule of law),
die bereits jetzt in zahlreichen Länderprogrammen inkorporiert ist, wird durch eine verstärkte
Zusammenarbeit mit dem in Wien angesiedelten Programm der VN zur Verbrechensverhütung
sowie mit anderen geeigneten multilateralen Organisationen wie UNDP noch deutlicher zum
Ausdruck kommen. Regionale Schwerpunkte in dieser Thematik werden im Südkaukasus 
sowie in Zusammenarbeit mit der Regionalorganisation ECOWAS in Westafrika gesetzt. Der
letztgenannte Schwerpunkt wird es auch erlauben, dem von Österreich aktiv politisch unter-
stützten Konzept der menschlichen Sicherheit und dem österreichischen Engagement in den
Konferenz-Aktivitäten des Human Security Network durch konkrete Programme bzw. Projekte 
verstärktes Gewicht zu verleihen. Im Text des Dreijahresprogramms wird das Symbol � im-
mer wieder auf Programmdimensionen verweisen, die die Rechtsstaatlichkeit fördern sollen. 

✔

Politikdialog mit NRO

OEZA-Leitlinien 
Menschenrechte

��
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OEZA-Gender-Leitlinien

$

Die von der österreichischen Außenministerin Plassnik ebenso hervorgehobene Bedeutung 
der Gender-Gleichstellung wird in allen Aktivitäten der EZA als Querschnittsmaterie systema-
tisch umgesetzt. Die spezifische Rolle von Frauen in Post-Konfliktsituationen, die Eindämmung
von Gewalt gegen Frauen einschließlich traditioneller Praktiken, medizinische Hilfe und Hilfe
beim Aufbau von funktionierenden Wirtschaftsstrukturen auf Mikroebene sowie politische
Partizipation sind entwicklungs- und außenpolitische Handlungsfelder für Gleichheit und
Nichtdiskriminierung von Frauen. Auf Dimensionen der Gender-Gleichstellung wird im 
nachfolgenden Text durch das internationale Frauen-Zeichen $ hingewiesen.

Ruanda

RECHTSSTAATLICHKEIT, ZUGANG ZUR JUSTIZ, FAIRES VERFAHREN
Die Organisation RCN Justice et Démocratie ist seit 1998 mit Schwerpunkt auf Unterstüt-
zung des Justizsystems in Ruanda tätig. Ein breiter Zugang zur Justiz, gerade für arme Be-
völkerungsgruppen, und die Garantie eines fairen Verfahrens sind dabei für das Vertrauen
in funktionierende staatliche Strukturen essenziell. Hauptziel des von der OEZA geförderten
Projekts ist es, die Prozessdauer der mit dem Genozid in Zusammenhang stehenden Straf-
verfahren zu verkürzen. Die Bestrafung der Täter ist eine wichtige Voraussetzung und Teil
eines langfristiges Prozesses, um den sozialen Frieden in Ruanda wiederherzustellen. Noch
immer warten ca. 100.000 Verdächtige in den überfüllten Gefängnissen auf ihre Verfahren.
Oftmals sind die ruandischen Gerichte nicht in der Lage, ein Minimum an Qualität in diesen
Verfahren sicherzustellen. Humane Gefängnisbedingungen, objektive Behandlung der Kla-
gen, Anti-Korruptionsmaßnahmen im justiziellen Bereich und eine angemessene Prozess-
dauer stellen wichtige Bestandteile von equity im Kampf gegen die Straflosigkeit und zur
Herstellung von Rechtsstaatlichkeit dar.

Äthiopien

GESUNDHEIT UND KÖRPERLICHE INTEGRITÄT 
ALS MENSCHENRECHT
Die Afar Pastoralist Development Association (APDA) ist eine lokale NRO in der Region
Afar in Nordost-Äthiopien. APDA bildet mobile Gesundheitsteams, bestehend aus Gesund-
heitsarbeiterInnen, mobilen SozialarbeiterInnen (Women Empowerment Workers, WEW)
und traditionellen Geburtshelferinnen, für die Arbeit mit der nomadischen Bevölkerung aus.
Im Projekt wird die Arbeit von 24 der etwa 50 MitarbeiterInnen von APDA weltweit finan-
ziell unterstützt, dazu kommen noch Ausrüstung und Trainingskosten. Nomadische Afar-
frauen werden in Hygiene und Ernährungslehre unterrichtet, bilden traditionelle Geburts-
helferinnen aus und überwachen deren Arbeit und klären die Frauen und Männer über die
negativen Folgen der weiblichen Genitalbeschneidung (female genital mutilation, FGM)
und anderer schädlicher traditioneller Praktiken auf. Zusätzlich unterstützt das Projekt Dorf-
seminare zur Bekämpfung von FGM und von anderen schädlichen traditionellen Praktiken.
Dazu wird u. a. der von Österreich finanzierte Film „Cutting Edge“ über FGM als Diskus-
sionsgrundlage zur Verletzung des Rechtes auf Gesundheit und eines „ganzen Körpers“ 
gezeigt. Die Arbeit der WEW führt zu direkten Verbesserungen im Gesundheitszustand der
betreuten Familien, hilft die Mütter- und Kindersterblichkeit einzudämmen, den allgemei-
nen Wissensstand zu Gesundheitsfragen und Ernährung zu verbessern und hat Vorbildwir-
kung zur Rolle der Frau in den betroffenen Gebieten.
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Entwicklungspolitische Initiativen im Bereich der Konfliktprävention und Friedenssicherung, für
die Leitlinien ausgearbeitet wurden, sollen in Zukunft konsequent mit politischen Aktivitäten
einhergehen, um den größtmöglichen Wirkungsgrad der österreichischen Maßnahmen zu er-
zielen. Starke Synergien bestehen in diesem Zusammenhang in Südosteuropa (siehe Kapitel
3.2.6). Konkrete Schritte zur Erhöhung des österreichischen Engagements in der Region stellen
die neuen Koordinationsbüros/Außenstellen in Podgorica/Montenegro, wo durch eine Büro-
Gemeinschaft mit Ungarn die enge Zusammenarbeit im Rahmen der von Österreich außenpo-
litisch priorisierten Regionalen Partnerschaft dokumentiert wird, und in Chisinau/Moldau dar.
Ein Regionalkonzept für die Region Südkaukasus mit Schwerpunktsetzung auf Konfliktprävention,
Friedenssicherung und rule of law ist in Ausarbeitung.

Das Zusammenwirken zwischen BMaA und ADA wird im Planungszeitraum weiterentwickelt
werden, wobei vor allem durch die Ausarbeitung von Leitlinien in wichtigen thematischen Berei-
chen klare Vorgaben für die Programm- und Projektarbeit geschaffen werden (siehe Kapitel 4.2).

Die für die bilaterale Abwicklung durch die ADA budgetierten EZA-Gelder und die direkt beim
BMaA budgetierten Beiträge zu multilateralen Entwicklungsorganisationen der VN stellen be-
kanntlich nur einen Teil der österreichischen Gesamt-ODA dar. Das BMaA pflegt den regelmäßi-
gen Kontakt und Meinungsaustausch mit anderen Ressorts sowie den Ländern und Gemeinden
bezüglich der Budgetierung und Programmierung relevanter Finanzmittel und versucht, auf
diese Weise größtmögliche Kohärenz in den österreichischen ODA-Leistungen zu erreichen.

Dem BMaA kommt weiters aufgrund des Kohärenz-Gebots des EZA-Gesetzes die Aufgabe zu,
die entwicklungspolitischen Anliegen der Bundesregierung auch in anderen Politikbereichen zu
vertreten. Das BMaA wird daher weiter bemüht sein, in verschiedener Weise die Kohärenz zwi-
schen relevanten Politikbereichen – insbesondere Handel und Entwicklung, Wirtschaft, Land-
wirtschaft und Nachhaltigkeit, Wissenschaft und Bildung, Good Governance und Sicherheit –
zu fördern, nicht zuletzt durch das regelmäßige Zusammentreten einer 2005 ins Leben gerufe-
nen interministeriellen Gruppe (siehe Teil III).

Nach entsprechender Abstimmung mit dem Gesundheitsressort wird das BMaA im Rahmen
seiner personellen und finanziellen Möglichkeiten bemüht sein, Grundexpertise im Bereich
HIV/AIDS aufzubauen, da die Thematik international weiterhin von großer entwicklungspoliti-
scher Relevanz sein wird. Da Gesundheit kein thematischer Schwerpunkt der bilateralen OEZA
ist, wird die österreichische Gebersolidarität zu HIV/AIDS über die Mitwirkung an VN-Spezial-
programmen nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Budgetmittel ausgeübt werden.

Die Darstellungen zu der Arbeit der internationalen Finanzinstitutionen sowie zu Ernährungssi-
cherheit im vorliegenden Dreijahresprogramm wurden dankenswerterweise von den zuständi-
gen Ressorts – BMF und BMLFUW – zur Verfügung gestellt.

Die Transparenz und Nachvollziehbarkeit der genannten Ziele der OEZA sowie eine offene 
Diskussion mit der interessierten Zivilgesellschaft in Österreich sind Anliegen der Öffentlich-
keits- und Inlandsarbeit der OEZA. Schwerpunkte werden die Mitwirkung Österreichs an der
multilateralen Entwicklungspolitik, das Thema menschliche Sicherheit, die Vermittlung der 
zentralen Rolle von Frauen im Entwicklungsprozess, aber auch der Ausbau und die Förderung
von Kommunikationsbeziehungen im Rahmen von „Harmonisierung und Anpassung“ sein.

OEZA-Leitlinien
Friedenssicherung und

Konfliktprävention

Koordination und Kohärenz

Öffentlichkeitsarbeit 
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Konzentration auf die 
ärmsten Länder

Kriterien der 
Zusammenarbeit

3. Geografische Prioritäten der bilateralen OEZA

3.1 Fokussierung

Die bi- und multilaterale Entwicklungszusammenarbeit verlangt Arbeitsteilung und 
Komplementarität. Die OEZA wird daher, wie vom DAC der OECD empfohlen, im 
Planungszeitraum an der geografischen Konzentration festhalten.

3.2 Grundsätze

Mit der geografischen Schwerpunktbildung strebt die OEZA im Zeitraum 2006–2008 
folgende Ziele an:

�  weitere Präzisierung der geografischen Reichweite (Schwerpunktregionen, 
Schwerpunktländer),

�  Definition der beabsichtigten Dauer des OEZA-Engagements (ad hoc, kurz- oder langfristig),
�  Angleichung der formalen und organisatorischen Standards der OEZA 

(Logistik des Project Cycle Management, Vereinbarungen, Verträge etc.),
�  systematische Nutzung des Mehrwerts von Erfahrungen und Leistungskapazität 

der OEZA in Schwerpunktregionen und -ländern,
�  Förderung der Präsenz der OEZA durch kumulativen Einsatz verschiedener Instrumente 

der Zusammenarbeit.

Abgestimmt mit der geografischen Prioritätensetzung wird die OEZA jeweils gemeinsam mit
ihren Partnern ausgewählte thematische Schwerpunkte setzen, die den Intentionen des EZA-
Gesetzes und spezifischen österreichischen Stärken und Interessen entsprechen.

Die Programme werden meist über einen Zeithorizont von drei Jahren laufen, jedoch immer
mit einer längerfristigen Perspektive ausgestattet sein. Zentral für dieses Anliegen der OEZA 
ist eine adäquate budgetäre Vorsorge, die in Form einer „rollenden Planung“ flexibel 
gehandhabt wird.

Die OEZA wird geografische Schwerpunkte wie bisher in Form von bilateral vereinbarten 
Programmen mit Schwerpunktländern umsetzen. Neu gestaltet wird die regionale Schwer-
punktsetzung der OEZA.

3.2.1 Schwerpunktländer der OEZA

Gemäß den Zielen und Prinzipien des EZA-Gesetzes setzt die OEZA in Schwerpunktländern
ihre Instrumente und Verfahren konzentriert ein. Im Planungszeitraum 2006–2008 werden
keine neuen Schwerpunktländer ausgewählt.

Für die Schwerpunktländer gilt:
�  Jedes Zusammenarbeitsprogramm baut auf gründlicher analytischer Kenntnis der 

entwicklungspolitischen Situation des Landes auf. Die OEZA stellt ihre Kooperationsabsicht
mit dem Land in Form von Grundsatzdokumenten dar (Landesprogramm).

�  Die OEZA berücksichtigt regionale Bezüge, die Einfluss auf die Entwicklung des Landes haben.
�  Die OEZA engagiert sich langfristig, akkumuliert entsprechende Erfahrungen.
�  Ziel der OEZA ist es, berechenbare partnerschaftliche Beziehungen zu pflegen. 

Synergien mit anderen Formen der Zusammenarbeit werden ermutigt und unterstützt.
�  Bilaterale periodische Konsultationen münden in mittelfristige indikative Programmverein-

barungen. Mit Partnern gemeinsam gestaltetes Monitoring und Evaluierung der 
Leistungen sind die Regel.
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�  Die OEZA respektiert und betont die Eigenverantwortung der Partner (Ownership) und 
erbringt bilaterale Leistungen komplementär zu deren Anstrengungen im Einklang mit 
anderen Entwicklungspartnern, speziell abgestimmt mit der Europäischen Union.

�  Die OEZA setzt auf der Grundlage von Teilprogrammen (Regionalentwicklungsprogramme,
Landessektorprogramme, Programm- und Budgethilfen) ein breites Spektrum von 
Instrumenten und Verfahren sowie Finanzierungs- und Kooperationsformen ein.

�  Die OEZA ist logistisch im Land präsent (ÖB, KOBÜ) und kann auf konzentrierte 
Backstopping-Strukturen in Österreich zurückgreifen.

Folgende Länder werden in Fortschreibung der bisherigen Praxis 
im Zeitraum 2006–2008 in diese Gruppe fallen:

�  Nicaragua,
�  Kap Verde, Burkina Faso,
�  Äthiopien, Uganda,
�  Mosambik,
�  Bhutan,
�  Albanien, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien, 

Serbien (inklusive Kosovo) und Montenegro,
�  Palästinensische Gebiete,
�  Moldau.

3.2.2 Schwerpunktregionen der OEZA

Die OEZA sieht die Zusammenarbeit mit Schwerpunktländern in einem regionalen Kontext,
der durch entwicklungspolitisch ähnliche Fragestellungen gekennzeichnet ist. Die OEZA 
wird daher Synergien ausloten, die zur Lösung entwicklungspolitisch relevanter Probleme 
einer Region beitragen. Politisch und wirtschaftlich stabilisierende Maßnahmen zur Armutsbe-
kämpfung treten in den Vordergrund.

Damit sind folgende Erwartungen verbunden:
�  Die OEZA bringt eigene bilaterale Erfahrungen komplementär zu den Aufgaben regionaler

Institutionen ein.
�  Die OEZA unterstützt damit langfristige Prozesse regionaler Zusammenarbeit und Integra-

tion. Sie fördert daher institutionelle Süd-Süd-Kooperationen und Netzwerke und regiona-
len Erfahrungsaustausch im Hinblick auf Entwicklung oder Verbreitung innovativer Pro-
blemlösungen.

�  Prioritär werden Maßnahmen zu Entwicklungsproblemen unterstützt, die ohne regionalen
Bezug nicht nachhaltig gelöst werden könnten.

�  Die Umsetzung erfolgt in Form von thematischen Teilprogrammen. Derzeit laufende 
Projekte, die außerhalb des künftigen Profils der OEZA in der Region stehen, werden nach
Möglichkeit in Programme anderer Geber eingebunden.

�  Die Erarbeitung und Umsetzung regionaler Programme erfordert das vernetzte Zusammen-
wirken der Vorortstrukturen (ÖB, KOBÜ) mit den Zentralstellen (BMaA–Sektion VII, ADA), 
bilateralen und multilateralen Partnern.

�  In die Entwicklung der Regionalprogramme werden Erfahrungen in den bisher als „Koope-
rationsländer der Entwicklungszusammenarbeit“ bezeichneten Ländern einbezogen.

Liste der 
Schwerpunktländer

Kriterien der 
Zusammenarbeit
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Liste der 
Schwerpunktländer

Die OEZA wird im Zeitraum 2006–2008 in folgenden Regionen aktiv:
�  Zentralamerika,
�  Westafrika/Sahel,
�  Ostafrika,
�  Südliches Afrika,
�  Himalaya-Hindukush,
�  Südosteuropa/Westbalkan,
�  Südkaukasus.

3.2.3 Globale Instrumente mit spezifischen Richtlinien

Darüber hinaus gelangen globale Instrumente mit spezifischen Richtlinien auf den Gebieten
Wirtschaft und Entwicklung, Bildungszusammenarbeit, Humanitäre Hilfe, NRO-Kofinanzie-
rung und Minenaktionsprogramm, wenn auch anteilsmäßig beschränkt, weltweit zur 
Anwendung (vergleiche Kapitel 3.3.1, OEZA-Instrumente (Übersicht)).

3.2.4 Befristete OEZA-Engagements/Sonderprogramme

Die OEZA nimmt an aktuellen Anliegen der internationalen Gebergemeinschaft Anteil, ohne
zu beabsichtigen, überall mittel- oder langfristig eigene bilaterale Programme einzurichten.

Der Bezug zum Kernprogramm der OEZA steht hier nicht im Vordergrund, sondern die 
Mitgestaltung entwicklungspolitisch besonders sinnvoller Initiativen. Eigene logistische 
Strukturen der OEZA werden dafür, auch aus Budgetgründen, nicht eingesetzt. Bilaterale 
Leistungen in diesem Rahmen werden in der Regel über multilaterale Institutionen oder 
Programme abgewickelt und mittelfristig begrenzt (Laufzeit 2 bis 3 Jahre).

Für den Zeitraum 2006–2008 bereits geplant ist das Engagement der OEZA in Afghanistan.

3.2.5 Übergangsregelungen

Auslaufende Kooperationen der OEZA mit Ländern wie Costa Rica, Pakistan, Bulgarien, 
Rumänien und Kroatien werden aufgrund von bestehenden Projektverpflichtungen im 
Programmrahmen des Dreijahresprogramms angeführt. Die Programme und Projekte in 
Ländern, welche im Rahmen der OEZA bisher als „Kooperationsländer“ bezeichnet wurden,
gehen entweder thematisch in Regionalprogramme ein oder es werden alternative Finanzie-
rungsmöglichkeiten gesucht.
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3.3 Umsetzung

3.3.1Programmentwicklung

Die Federführung für die Entwicklung von Regional- und Landesprogrammen wird von der
Sektion VII des BMaA wahrgenommen. Dabei sind Fragen der Kohärenz des Programms mit
außenpolitischen und wirtschaftspolitischen Aspekten zu prüfen, die Koordination mit 
anderen Ressorts und Gebietskörperschaften zu beachten.

Eine flexible Koordinationsstruktur in Form von Länder- bzw. Regionalteams vernetzt die 
Arbeit des BMaA und der ADA sowie von österreichischen Vertretungsbehörden und 
Koordinationsbüros der Entwicklungszusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der 
Partnerländer und relevanten Entwicklungspartnern.

OEZA-Instrumente der geografischen Schwerpunktsetzung (Übersicht)

Geografische Reichweite Grundsatzdokumente    Vereinbarungen mit Partnern

Schwerpunktland der OEZA

Schwerpunktregion der OEZA

Globale Instrumente 
mit spezifischen Richtlinien:
�  Wirtschaft und Entwicklung
�  Bildungszusammenarbeit
�  Humanitäre Hilfe
�  NRO-Kofinanzierung
�  Minenaktionsprogramm

Befristetes OEZA-Engagement

Landesprogramm

Innerstaatliche 
Regionalentwicklungsprogramme

Landessektorprogramme

Programm- und Budgethilfen

Projekte 

Regionalprogramm 

Thematische Teilprogramme

Leitlinien 

Sonderprogramm

Projekte

Indikative
Kooperationsprogramme

Periodische bilaterale Konsultationen

Bilaterale Abkommen

Bilaterale Abkommen

Bilaterale Abkommen

Projektdurchführungsverträge

Vereinbarungen mit relevanten 
Regionalorganisationen

Projektverträge

Projektdurchführungsverträge



GEOGRAFISCHE PRIORITÄTEN

Dreijahresprogramm 2006–2008 21

Alle Länderprogramme
im Volltext abrufbar unter: 
www.aussenministerium.at
/oeza

Dialog EU-LATAM;
www.real2006.net

MDG 1, 3, 5-8

Afrika-Fokus

Regionalansatz

Themen

3.3.2 Programm der Südzusammenarbeit

Zentralamerika

Die OEZA unterstützt die Bestrebungen der wirtschaftlichen und sozialen Integration in der
Region Zentralamerika. Die Bemühungen der Länder um eine wirtschaftliche Integration 
verzeichnen punktuelle Erfolge. Die soziale Situation ist nach wie vor geprägt von extrem 
ungleicher Einkommensverteilung sowie sozialer, ethnischer und religiöser Benachteiligung 
(z. B. indigene Bevölkerungsgruppen, Minderheiten, wirtschaftlich und sozial ausgegrenzte
Randgruppen, Flüchtlinge). Die besondere entwicklungspolitische Herausforderung für die
nächsten Jahre bleibt somit die Armutsminderung. Ein umfassendes Regionalprogramm 
(Nicaragua, Guatemala, El Salvador) ist in Ausarbeitung und wird 2006 vorliegen.

Im Vorfeld des österreichischen EU-Vorsitzes hat die OEZA mit dem Dialogprogramm „Real 2006“
einen bi-regionalen Prozess initiiert, der im Frühjahr 2006 in Wien abgeschlossen wurde.

Die OEZA hat 2005 mit der Aufnahme bilateraler Konsultationen mit der Regierung von 
Nicaragua einen neuen Akzent gesetzt. Die Zusammenarbeit auf staatlicher und NRO-Ebene
in den Bereichen Soziales (Bildung, Gesundheit, Wasser), ländliche Entwicklung sowie Mikro-,
Klein- und Mittelbetriebe wird fortgeführt. Nicaragua ist Pilotland im Rahmen des vom DAC
der OECD initiierten Dialogs der internationalen Entwicklungspartner zu Harmonisierung und
Anpassung der EZA.

Afrika

Die OEZA unterstützt Bestrebungen der EU, eine kohärente Afrikapolitik zu definieren und
umzusetzen. Die bilaterale OEZA sieht darin ein prioritäres Anliegen der OEZA insgesamt 
und unterstützt dieses mit konvergenten und komplementären Programmen. Besonderes 
Augenmerk wird auf mögliche Synergien mit den EU-Initiativen im Energie-, Governance- 
und Infrastrukturbereich gelegt werden.

Die Zusammenarbeit mit überregionalen Institutionen Afrikas, vor allem AU, NEPAD, der 
Afrikanischen Entwicklungsbank und regionalen Organisationen wie etwa ECOWAS und
SADC, soll intensiviert werden.

Aus dieser grundsätzlichen Orientierung und den Erfahrungen in OEZA-Programmen mit
Schwerpunktländern ergeben sich u. a. folgende thematische Ansätze:

�  Basisinfrastruktur wie Wasserversorgung, Siedlungshygiene und erneuerbare Energie,
�  angepasste nachhaltige Produktion wie organische Landwirtschaft und innovative 

Vermarktung,
�  Good Governance, insbesondere Dezentralisierung und Verwirklichung der 

Menschenrechte,
�  Konfliktprävention und Friedenssicherung,
�  Privatsektorentwicklung,
�  Kapazitätenentwicklung von Institutionen und Bildung.

Nicaragua 

SEKTOR GESUNDHEIT – SWAP
Die OEZA hat 2005 zur Unterstützung der nationalen Gesundheitsstrategie in Nicaragua
erstmals in Kooperation mit dem Gesundheitsministerium und anderen Gebern (Schweden,
Finnland, Niederlande und der Weltbank) einen Beitrag zum nicaraguanischen Sektorpro-
gramm Gesundheit geleistet. Für einen Zeitraum von drei Jahren wird die OEZA den Sektor-
weiten Ansatz (SWAP) mit einem Beitrag von 2,5 Mio. Euro mitfinanzieren.
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Ansätze für eine stärkere Einbindung der österreichischen Wirtschaft in diesem Bereich bietet z. B.
die Initiative „Go Afrika“, in deren Rahmen österreichische Wirtschaftstreibende ihre Expertise
dafür einsetzen, um die wirtschaftliche Entwicklung in den Programmländern voranzutreiben.

Eine Förderung der Dezentralisierung dient dem Aufbau demokratischer Strukturen und Ver-
fahren, bezweckt ein verbessertes Angebot an öffentlichen Dienstleistungen und ist aufgrund
gesteigerter Akzeptanz und Identifikation auf eine Erhöhung der Nachhaltigkeit ausgerichtet.
Das Thema Dezentralisierung und lokale Entwicklung ist immer auch mit den Aspekten der Ka-
pazitätsentwicklung und des Empowerment verknüpft.

Beispiele eines diesbezüglichen, immer an die jeweiligen Standort- und Rahmenbedingungen
ausgerichteten österreichischen Engagements sind die zum Teil multi-sektoriellen Programme
in Sofala/Mosambik, Nord Gondar/Äthiopien oder Kisoro/Uganda, in denen sowohl Maßnah-
men des Aufbaus und der Förderung von Institutionen, vor allem in Form von Planungsunter-
stützung und Managementtraining, mit solchen auf technisch-operationeller Ebene verbun-
den werden.

MDG 1 und 3

��

Afrika gesamt

DEZENTRALISIERUNG UND LOCAL GOVERNANCE 
Dem in allen Regionen Afrikas, in denen die OEZA tätig ist, relevanten Ansatz der Dezentrali-
sierung und lokalen Entwicklung wird seit der Neuorientierung entwicklungspolitischer Strate-
gien in den 90er Jahren vermehrt Beachtung geschenkt. Auch sind diese Prozesse eine der we-
sentlichen Voraussetzungen zur Umsetzung von nationalen PRSPs. Im Rahmen des Afrikapro-
gramms der OEZA ist dieses Thema mittlerweile in allen Regionen verankert, womit u. a. der
Überlegung Rechnung getragen wird, dass die Stärken und komparativen Vorteile eines 
kleinen Gebers durch konzentrierte Schwerpunktsetzungen auf Provinz-, Distrikt- und 
Gemeindeebene am besten zur Geltung kommen. Die OEZA betrachtet Dezentralisierung in
erster Linie als nationalen Prozess, mit dem nicht nur eine Verlagerung staatlicher Funktionen
auf die lokale Ebene erfolgt, sondern gleichzeitig eine Stärkung dezentraler Entscheidungs-
und Verwaltungsstrukturen sowie deren Befähigung zur Gestaltung von Entwicklungsprozes-
sen verbunden ist. Dies kann nach dem verbindlichen Prinzip der Partizipation nur im 
Zusammenwirken mit anderen Institutionen der zivilen Gesellschaft sowie der lokalen 
Bevölkerung geschehen.
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MDG 1, 3 ,4, 5, 7
MDG 2 und 7

MDG 1, 3-7

MDG 1, 3, 4, 5, 7

MDG 7    

$

Westafrika-Sahel

Das mit Burkina Faso vereinbarte „Indikative Kooperationsprogramm 2005–2007“ wird wie
vorgesehen umgesetzt. Mit Kap Verde wird ein Landesprogramm für 2006–2008 fortgeschrie-
ben, welches auf die geänderten Rahmenbedingungen (Auslaufen des LDC-Status) eingeht.
Auf regionaler Ebene wird der Austausch von Erfahrungen der OEZA zu den Themen Konflikt-
prävention, nachhaltige Landwirtschaft, lokale Entwicklungsmodelle und Berufsbildung fortge-
setzt. Multilaterale Initiativen (UNDP) werden neu aufgegriffen, die Arbeitskontakte zu regional
wirksamen Institutionen verstärkt.

Ostafrika

Das Landesprogramm mit Äthiopien 2004–2006 wird planmäßig umgesetzt. Die Fortschrei-
bung für die Jahre 2007–2009 wird vorbereitet. Ein Landesprogramm der OEZA mit Uganda
2006–2008 wird fortgeschrieben. Der Abschluss eines weiteren Indikativen Landesprogramms
Österreich – Uganda ist vorgesehen. Sektorielle Budgethilfe und Beiträge zu gemeinsamen 
Initiativen mehrerer Geber sollen ausgebaut werden.
Regionale Themenschwerpunkte sind Wasser- und Siedlungshygiene, Demokratie (mit beson-
derer Berücksichtigung von Dezentralisierung, lokalem Rechtswesen, Rechtshilfe und Men-
schenrechten), Kapazitätsentwicklung, Konfliktprävention und Friedenssicherung. Regionale
Integration wird verstärkt beachtet werden. Die OEZA wird Querverbindungen zu Program-
men, die sich aus der „Große Seen Konferenz“ ergeben, aufgreifen.

Kap Verde

BILDUNGSFONDS 
Im Rahmen dieses Vorhabens werden in den ländlichen Gegenden der Insel Santiago in Koordi-
nation und Zusammenarbeit mit den Gemeinden, lokalen Institutionen und NRO berufliche
Grundausbildungskurse sowie Alfabetisierungskurse angeboten. In den einzelnen Ausbildungs-
angeboten werden berufliche Basiskenntnisse, aber auch Themen wie Buchhaltung, Gender
und Umwelt behandelt. Damit soll den aus sozial benachteiligten Gruppen kommenden 
TeilnehmerInnen eine Möglichkeit eröffnet werden, längerfristige Arbeit zu finden oder über 
Eigeninitiative Kleinunternehmen im formellen oder informellen Sektor zu gründen. In den
handwerklichen Berufsausbildungskursen bekommen die TeilnehmerInnen, die die Kurse er-
folgreich abschließen, auch eine handwerkliche Basisausstattung in Form von Werkzeugen 
zur Verfügung gestellt. Die Mehrzahl der TeilnehmerInnen im Rahmen der Alfabetisierung ist
weiblich, was mit der traditionellen und teilweise immer noch vorhandenen Benachteiligung
von Frauen im Rahmen des Bildungssystems zu tun hat.

Uganda

WASSERSEKTOR 
Die OEZA unterstützt seit dem Jahr 1997 die Wasserver- und -entsorgung der im umkämpften
Norden gelegenen Stadt Kitgum. Zunächst wurde das ursprüngliche Wasserversorgungssystem
der Stadt wiederhergestellt und mit dem Aufbau einer selbst tragenden Struktur für den Betrieb
und die Verwaltung begonnen. Anschließend wurde der Anschluss mehrerer öffentlicher Ein-
richtungen außerhalb des Stadtzentrums (Spital, Schulen, Internate) an dieses Wasserversor-
gungssystem gefördert. Im weiteren Verlauf begann man damit, die Siedlungshygiene der 
EinwohnerInnen im Sinne der Prinzipien von Ecological Sanitation (EcoSan) zu verbessern. 
Im Rahmen der derzeit laufenden Phase soll die Wasserversorgung der Stadt v. a. durch eine
Unterstützung des Betriebs im Operations & Maintenance-Bereich stabilisiert werden. Ferner
ist die Implementierung eines Photovoltaic-Pumping-Systems zur Sicherstellung eines konstan-
ten Wasserangebots für die Bevölkerung von Kitgum vorgesehen, was unabhängig von der 
Sicherheitssituation in Norduganda möglich ist und die Abhängigkeit einer Versorgung der
Stadt mit Strom und/oder Diesel für Generatoren und Pumpen zu beseitigen hilft.
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Südliches Afrika

Die Zusammenarbeit mit dem Schwerpunktland Mosambik wird durch ein Landesprogramm
2006–2008 fortgeschrieben. Die OEZA beabsichtigt, zum Instrument der Budgethilfe im 
Einvernehmen mit der internationalen Gebergemeinschaft beizutragen.

Thematischer Schwerpunkt im Südlichen Afrika ist die Förderung lokaler/regionaler Entwicklungs-
pläne. Dezentralisierung der staatlichen Verwaltung sowie die Stimulierung lokaler Wirtschafts-
kreisläufe verbinden Armutsminderung mit der Entwicklung demokratischer Basisstrukturen.

In ausgewählten Provinzen/Bezirken liegt das Augenmerk auf:
�  Kapazitätsentwicklung der lokalen dezentralen staatlichen Verwaltung und einem Empo-

werment der zivilen Bevölkerung zur Ausarbeitung integrierter Entwicklungspläne,
�  Umsetzung ausgewählter Teilbereiche der lokal ausgearbeiteten und abgestimmten Ent-

wicklungspläne wie Basisinfrastruktur, Wasser, Landnutzungsrechte, Jugendgerichtsbarkeit,
Repräsentanz von Frauen in öffentlichen Funktionen und erneuerbare Energie,

�  Konfliktprävention als lokales Querschnittsthema.

Eine aktive Teilnahme der OEZA am gemeinsamen entwicklungspolitischen Dialog zwischen
den nationalen und dezentralen Verwaltungen sowie regionalen Strukturen wie SADC oder
NEPAD, der internationalen Gebergemeinschaft sowie der Prozess von Harmonisierung und
Anpassung stellen für die Programmierung im Südlichen Afrika 2006–2008 wesentliche Her-
ausforderungen dar.

Die Zusammenarbeit mit SADC und dem NEPAD-Sekretariat in Pretoria soll anknüpfend an die
Unterstützung von regionalen Transportstrategien verstärkt werden.

Die OEZA fördert österreichische NRO in Simbabwe, deren Projekte die zivilgesellschaftlichen
Akteure unterstützen.

MDG 1, 3 - 5, 7

MDG 1 und 3

��

Mosambik 

DISTRIKT- UND MUNIZIPALENTWICKLUNG IN SOFALA 
Im Teilprogramm Dezentralisierung in der Provinz Sofala/Mosambik unterstützt die OEZA
die mosambikanische Regierung in ihrem Bemühen, Entwicklungsprozesse auf lokaler Ebene
zu fördern und dadurch die Armut der ländlichen Bevölkerung zu vermindern. In dieser Hin-
sicht findet das Prinzip der Subsidiarität und eine damit verbundene Verlagerung von Ent-
scheidungsgewalt und Verantwortung auf die lokale Ebene seine Anwendung.

Durch Aufbau und Stärkung von Kapazitäten auf Ebene der lokalen Regierungsstrukturen so-
wie der Gemeinden wird die Möglichkeit geschaffen, Entwicklungspläne ausgehend von den
Vorstellungen und Interessen der DorfbewohnerInnen sowie unter deren aktiver Partizipation
zu erstellen. Dieser Prozess beinhaltet die Mitbestimmung und -beteiligung der armen Landbe-
völkerung im Rahmen der Erarbeitung, Umsetzung und des Monitorings dieser Entwicklungs-
pläne.

Das Vorhaben wird in sieben ausgewählten Bezirken und Gemeinden der Provinz Sofala
durchgeführt: Partner sind die Provinzdirektion für Planung und Finanzen der Provinzregie-
rung, die Gemeinden Dondo und Marromeu sowie die Bezirksverwaltungen von Búzi,
Dondo, Marromeu, Chibabava und Machanga. Primäre Zielgruppen sind einerseits die ge-
nannten Bezirksverwaltungen und Gemeinden sowie andererseits die organisierte Zivilgesell-
schaft im Projektgebiet. Begünstigt wird dadurch ein Großteil der ländlichen und suburbanen
Bevölkerung von Sofala.
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MDG 1, 6

Palästinensische Gebiete

Im Einklang mit der EU-Road Map und den relevanten VN-Resolutionen unterstützt die OEZA in
den palästinensischen Gebieten den Aufbau eines zusammenhängenden, souveränen demokra-
tischen Staats. Die derzeitige politische Konstellation macht eine Kooperation auf Regierungs-
ebene bis auf Weiteres nicht möglich. Bis die Bedingungen der internationalen Staatengemein-
schaft an die Hamas erfüllt sind, wird die OEZA in Übereinstimmung mit der EU nicht mit der 
Hamas-Regierung zusammenarbeiten, sondern ihr Engagement mit lokalen NRO und internatio-
nalen Organisationen fortsetzen. Ein Landesprogramm 2006–2008 befindet sich in Ausarbei-
tung. Orientierungen bieten der Entwurf eines mittelfristigen nationalen Entwicklungsplanes 
und die EU-Entwicklungsstrategie 2005.

Nachhaltige Gesundheits- und Wasserversorgung der palästinensischen Bevölkerung sowie
der Aufbau von Kapazitäten für die wirtschaftliche, soziale und institutionelle Entwicklung des
Landes sind thematische Schwerpunkte.

Die Zusammenarbeit mit lokalen NRO hat sich als sehr wirksam erwiesen.

Auf multilateraler Ebene werden Kooperationen vor allem mit VN-Organisationen 
(UNDP, UNFPA UNRWA) fortgesetzt.

Demokratische Entscheidungsprozesse und die Respektierung der Menschenrechte 
(sowohl von israelischer als auch von palästinensischer Seite) sind im Prozess der Staaten-
bildung unverzichtbar. Daher werden auch Projekte der Zusammenarbeit und des Dialogs
zwischen Israelis und Palästinensern seitens der OEZA unterstützt.

Palästina

MEERWASSERENTSALZUNGSANLAGE GAZA 
Der Zugang zu sauberem Trinkwasser ist Grundvoraussetzung für die soziale und ökonomi-
sche Entwicklung von Menschen. Durch die Errichtung einer von der OEZA finanzierten
Meerwasserentsalzungsanlage in der „Middle Area“ (Deir al Balah) des Gaza-Streifens wird
für rund 80.000 Menschen im Umkreis von 15 Kilometern diese Entwicklungsbasis geschaf-
fen. Gleichzeitig werden häusliche Abwässer gereinigt und für Bewässerungszwecke wieder
verwendet. Trotz der anhaltenden Konfliktsituation in der Region ist der Baufortschritt der
Anlage nahezu planmäßig vor sich gegangen. Eine Abschlussphase soll nun die Fertigstel-
lung der Anlage und einige andere notwendig gewordene Verbesserungen und Umplanun-
gen ermöglichen. Längerfristig wird das Projekt in die Municipal Coastal Water Utility ein-
gegliedert und von dieser betrieben. Das Projekt wird in enger Kooperation mit der Palesti-
nian Water Authority durchgeführt und durch Maßnahmen zur institutionellen und fach-
lichen Stärkung für die lokalen Partner begleitet.
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Himalaya-Hindukush

Die OEZA unterstützt gemeinsame Anliegen der Region wie z. B. nachhaltige Gebirgsökologie,
Energie und Schutz der Umwelt im Rahmen einer regionalen Institution, dem International
Centre for Integrated Mountain Development (ICIMOD). Ab 2006 wird entsprechend den
Zielen und Prinzipien der OEZA ein Regionalprogramm vorliegen. Neben dem bilateralen En-
gagement bestehen auch gemeinsame Vorhaben mit multilateralen Institutionen (Asian Insti-
tute for Technology, UNDP, UNFPA).

Mit dem Schwerpunktland Bhutan wird die bestehende bilaterale Kooperation fortgeschrie-
ben; im Februar 2006 wurden dazu bilaterale Konsultationen unterzeichnet. Als Orientierung
dient der jeweils gültige bhutanische Fünfjahres-Entwicklungsplan. Die bhutanische Regierung
verantwortet dabei Initiative für Auswahl, Gestaltung und Durchführung des Programms (Mo-
dell „National Execution“). 2006 soll die Entwicklung eines Landesprogramms einen Rahmen
für langfristige Ausrichtung der Zusammenarbeit definieren. In Nepal wird die Kooperation mit
Institutionen der zivilen Gesellschaft/NRO fortgesetzt; eine Kooperation mit der DEZA (CH)
verstärkt. In Pakistan soll ein langjähriges Vorhaben im Tourismussektor abgesichert und 
abgeschlossen werden.

MDG 1, 7

MDG 1

Himalaya

INTERNATIONAL CENTRE FOR INTEGRATED 
MOUNTAIN DEVELOPMENT (ICIMOD)
ICIMOD wurde vor zwanzig Jahren in der nepalesischen Hauptstadt Kathmandu von 
Staaten der Region Himalaya-Hindukush gegründet. Im Rahmen von ICIMOD sollen die
Kooperation in der Region gestärkt, die Lebensbedingungen der BewohnerInnen erleichtert
und nachhaltiger Schutz der Umwelt gewährleistet werden. Die OEZA unerstützt gemein-
sam mit anderen internationalen Gebern Projekte und Programme von ICIMOD und trägt
auch durch finanzielle Beiträge zum Bestand der Organisation bei. Im Dezember 2002
wurde von ICIMOD eine revidierte Strategie für die folgenden fünf Jahre bis 2007 vorge-
legt. Der Fokus verlagert sich von angewandter Forschung hin zu einem Mountain Learning
and Knowledge Centre.
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EU-Heranführungsstrategie

MDG 8
Zielvorgabe 16

Themen

3.3.3 Programm der Ostzusammenarbeit

Die Region Südosteuropa bleibt auch im Programmzeitraum 2006–2008 Schwerpunktregion
der OEZA (Ostzusammenarbeit). Diese Schwerpunktsetzung ergibt sich primär aus der geo-
grafischen Nähe und den traditionellen Beziehungen, insbesondere jedoch auch aus der Be-
deutung der Region für Stabilität, Sicherheit und Prosperität in Europa. Herausforderungen
in Bereichen wie Arbeitsmarkt, Wettbewerb, Migration und Menschenhandel können nur in
einem gesamteuropäischen Kontext gelöst werden. Dazu kommt das Motiv der Solidarität 
mit einer Region, die in schwierigen Umbruchzeiten der internationalen Unterstützung bedarf.
Das Programm der OEZA konzentriert sich dabei auf die Schwerpunktländer Albanien, Bosnien
und Herzegowina, Mazedonien sowie Serbien (inklusive Kosovo) und Montenegro.
In der Region Osteuropa und Zentralasien konzentriert sich das Engagement der OEZA auf 
die Zusammenarbeit mit dem neuen Schwerpunktland Moldau. Die regionalen Aktivitäten 
beschränken sich auf die Region Südkaukasus. Mit den neuen EU-Mitgliedstaaten aus 
Mittel- und Osteuropa beabsichtigt die OEZA z. B. verstärkt im Rahmen von trilateralen 
Kooperationen am Westbalkan zusammenzuarbeiten.

Schwerpunkt Südosteuropa/Westbalkan

Die Schwerpunktsetzung innerhalb der Region bzw. die Dotierung der einzelnen Länderrah-
men orientiert sich nach den Kriterien Fortschritt im EU-Integrationsprozess, Bedarf (Armut),
Konfliktpotenzial und politische und wirtschaftliche Beziehungen zu Österreich. Entsprechend
diesen Kriterien setzt die OEZA ihren Hauptschwerpunkt innerhalb Südosteuropas auf die so
genannten Westbalkan-Staaten: Albanien, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien sowie 
Serbien (inklusive Kosovo) und Montenegro. In Berücksichtigung des fortschreitenden EU-
Integrationsprozesses wird das Engagement in Bulgarien, Kroatien und Rumänien zurückge-
nommen und läuft spätestens zum Zeitpunkt des EU-Beitritts aus.
Der wichtigste internationale Rahmen wurde durch die Europäischen Räte von Feira und Nizza
geschaffen, welche den Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess (SAP) ins Leben gerufen und
den Ländern des Westbalkans den Status von „potenziellen Kandidatenländern“ mit einer
„klaren Beitrittsperspektive“ zuerkannt haben. Österreich teilt und unterstützt dieses außen-
politische Ziel der EU in besonderem Ausmaß und stellt daher die Aktivitäten der OEZA klar in
den Kontext des EU-Integrationsprozesses dieser Länder.
Die vier thematischen Schwerpunkte in Südosteuropa werden im Programmzeitraum weiter-
geführt: Wirtschaft und Entwicklung, Bildung, Umwelt, Wasser und Energie sowie Rechts-
staatlichkeit und Zivilgesellschaft. Wirtschaft und Entwicklung wird sowohl als eigener Schwer-
punktsektor als auch in Form von Mainstreaming umgesetzt. Im Bereich Umwelt, Wasser und
Energie stellt die Relevanz der Maßnahmen für die wirtschaftliche Entwicklung ein wichtiges
Auswahlkriterium dar. Die Bildungssysteme sollen verstärkt in ihrem Wirkungszusammenhang
mit anderen wichtigen sozialen und wirtschaftlichen Subsystemen wie Arbeit, Wirtschaft und
Technologie gesehen werden. Die Teilbereiche Höhere Bildung und Berufsbildung bleiben der
Schwerpunkt der Bildungskooperationen der OEZA. Ergänzt wird das Programm der OEZA am
Westbalkan durch die Finanzierung von Minenaktionsprogrammen. Darüber hinaus gibt es zur
Stärkung des Investitionsstandortes diverse multilaterale Initiativen wie z. B. den „Investment
Compact“ in Zusammenarbeit mit dem BMWA.

Südosteuropa

MINENAKTIONSPROGRAMM 
Ein Schwerpunkt des Minenaktionsprogramms des BMaA liegt in Bosnien und Herzegowina
und Kroatien. Dabei wird darauf geachtet, dass die Minenaktivitäten komplementär zur Um-
setzung des übrigen Landesprogramms eingesetzt werden. So werden etwa Entminungsmaß-
nahmen in Ostslawonien finanziert, wodurch gleichzeitig die Rahmenbedingungen für ein von
der OEZA unterstütztes Regionalentwicklungs- und Tourismusprojekt in der Region geschaffen
werden.
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Durch den Ausbau der Zusammenarbeit mit anderen österreichischen Förderinstitutionen und
dem privaten Sektor insbesondere im Rahmen der Plattform Wirtschaft und Entwicklung (siehe
Fokus „Wirtschaft und Entwicklung“) soll das österreichische Kooperationspotenzial in Südost-
europa bestmöglich ausgeschöpft werden. So ist etwa in Zusammenhang mit der österreichi-
schen EU-Präsidentschaft ein StudentInnenwettbewerb – Balkan Case Challenge – im ersten
Halbjahr 2006 in enger Verbindung mit der österreichischen Wirtschaft durchgeführt worden.

Die OEZA-Programme und Projekte in der Region sollen auch in Zukunft darauf ausgerichtet
werden, jeweils einen konkreten Beitrag zu Konfliktprävention und Versöhnung zu leisten, sei
es durch die Auswahl der Partnergemeinden, die Förderung regionaler Kooperationsansätze
oder die Gestaltung der Zusammenarbeit im Rahmen der einzelnen Projekte. Die Einforderung
politischer Konditionalität bleibt auch in den kommenden Jahren ein wichtiger Bestandteil des
Zusammenarbeitsprogramms in dieser Region, wobei die Gewährleistung der Minderheiten-
rechte eine bleibende Herausforderung ist.

Die Zusammenarbeit mit dem Schwerpunktland Albanien wird derzeit im Rahmen der Landes-
programmentwicklung 2006–2008 neu definiert. Dabei baut die OEZA auf den Ergebnissen einer
umfassenden Evaluierung des bisherigen Programms auf, das folgende inhaltliche Schwerpunkte
hatte: Energie und Wasser – Aufbau von lebenswichtiger Basisinfrastruktur, Berufsbildung –
Schaffung moderner Ausbildungsstrukturen sowie Förderung der regionalen Entwicklung und
Schaffung von Beschäftigung.

Das im Sommer 2004 erstellte Landesprogramm Bosnien und Herzegowina 2005–2007 befin-
det sich in Umsetzung. Mitte 2006 ist eine Mid-Term-Review vorgesehen. Das Programm
sieht zwei inhaltliche Schwerpunkte vor: Wirtschaft und Entwicklung sowie Bildung. Zusätzlich
werden Maßnahmen zur Stärkung der gemeinsamen Identität und des Gesamtstaates Bosnien
und Herzegowina gefördert. Bei der Umsetzung setzt die OEZA auf die mobilisierenden Kräfte
im Land, die Jugend und die Unternehmerschaft. Die Nutzung des Potenzials der bosnisch-
herzegowinischen Diaspora in Österreich sowie des österreichischen Privatsektors sind weitere
Strategien des OEZA-Landesprogramms mit Bosnien und Herzegowina.

Der Bereich Umwelt, Wasser und Energie stellt den Hauptschwerpunkt des Landesprogramms
Mazedonien 2005–2007 dar. Die OEZA verfolgt dabei zwei Zielsetzungen: Verbesserung der
Infrastruktur als Voraussetzung für wirtschaftliche Entwicklung sowie die Förderung kosten-
günstiger, umweltfreundlicher Energielösungen. Zusätzlich fördert die OEZA in Mazedonien
Maßnahmen in dem als Querschnittsthema definierten Bereich Wirtschaft und Entwicklung,
etwa den Aufbau der mazedonischen Investment Promotion Agency.

Balkan Case Challenge
2006; www.juridicum.at

MDG 1 und 7

��

MDG 7

Bosnien und Herzegowina

UNTERSTÜTZUNG DES AUFBAUS 
DER GRUNDBUCHSVERWALTUNG
Die Verbesserung der Rahmenbedingungen für privatwirtschaftliches Engagement ist eine der
drei Säulen der OEZA-Leitlinien für Wirtschaft und Entwicklung. Funktionierende Grundbuch-
systeme sind wichtiger Bestandteil funktionierender rechtsstaatlicher Strukturen und Vorausset-
zung für privatwirtschaftliche Investitionstätigkeit. Ein Engagement Österreichs liegt nahe,
wurde doch die Grundbuchsverwaltung in Bosnien und Herzegowina im 19. Jahrhundert nach 
österreichischem Vorbild aufgebaut – und nicht zuletzt ist Österreich derzeit führender Aus-
landsinvestor in Bosnien und Herzegowina. Im Rahmen des OEZA-Projekts, das im Sinne von
Harmonisierung und Anpassung gemeinsam mit anderen bilateralen Gebern umgesetzt wird,
werden Schulungsmaßnahmen für MitarbeiterInnen der Gerichte und der Aufbau EDV-ge-
stützter Grundbuchsdatenbanken an den Gerichten in Bosnien und Herzegowina gefördert.
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MDG 7

MDG 1 und 7

Neues Koordinationsbüro
Podgorica

Die Zusammenarbeit mit Serbien wird derzeit definiert. Das in Ausarbeitung befindliche 
Landesprogramm Serbien 2006–2008 sieht eine Schwerpunktsetzung auf die beiden Bereiche
Wirtschaft und Entwicklung sowie Bildung vor. In Diskussion ist eine geografische Konzentra-
tion auf die Regionen Vojvodina und Südserbien. Das Thema Öffnung und Integration soll 
als Querschnittsthema verankert werden. Die optimale Nutzung des österreichischen Koopera-
tionspotenzials stellt aufgrund der intensiven österreichisch-serbischen Beziehungen gerade 
in Serbien ein wichtiges Anliegen der OEZA dar. Im Kosovo hat die OEZA eine institutionelle
Partnerschaft gemeinsam mit dem österreichischen und kosovarischen Bildungsministerium 
im Bereich Höhere Bildung initiiert. Weiters werden Maßnahmen zur Förderung der wirtschaft-
lichen Entwicklung finanziert.

Die Kooperation mit Montenegro wird im Programmzeitraum ausgebaut. Die Eröffnung eines
Koordinationsbüros in Podgorica 2005 war ein erster Schritt dazu. 2006 wird das bestehende
Programm fortgeschrieben, welches schwerpunktmäßig die touristische Regionalentwicklung
in der Nordostregion sowie komplementäre Kreditprogramme für Klein- und Mittelbetriebe
und Berufsbildungsmaßnahmen fördert. Ab der zweiten Jahreshälfte 2006 sollen im Rahmen
eines umfassenden Programmierungsprozesses die Grundlagen für die weitere Zusammenar-
beit geschaffen werden. Unter anderem soll dabei geprüft werden, inwieweit die OEZA das
Thema Umwelt, das in Montenegro als Staatsziel verankert ist, aufgreifen könnte.

Neben den bilateralen Länderprogrammen wird die OEZA auch in den kommenden Jahren
Südosteuropa übergreifende Kooperationen fördern (Regionalprogramm Südosteuropa). 
Dabei steht die langfristige Friedenssicherung durch die Förderung regionaler Kooperation 
im Vordergrund. Ein aktueller, im Planungszeitraum auszubauender Schwerpunkt wird eine 
Initiative gegen Menschenhandel, insbesondere den Handel mit Frauen und Kindern, sein, 
wobei die zentralen Bereiche Prävention, Opferschutz und -betreuung und Täterverfolgung
mit einem regional koordinierten Ansatz umgesetzt werden.

In Umsetzung der EU-ODA-Beschlüsse könnten schwerpunktmäßig sowohl bewährte Ansätze
der Bildungszusammenarbeit als auch die Zusammenarbeit mit internationalen Partnern wie
den IFIs, anderen Fördereinrichtungen wie der Oesterreichischen Kontrollbank sowie dem ös-
terreichischen Privatsektor ausgebaut werden. Durch Letzteres könnten vermehrt auch wirt-
schaftlich tragfähige Investitionen, die der langfristigen Entwicklung dienen, gefördert werden:
�  Finanzierungsmodelle auf Fondsbasis zur Förderung von Klein- und Mittelbetrieben 

(Beispiel European Funds for Southeast Europe),
�  Förderung der rechtlichen Rahmenbedingungen (Grundbuch, Justizwesen),
�  Infrastrukturprojekte insbesondere in den Bereichen Umwelt, Wasser und Energie in 

Übereinstimmung mit der BMF-IFIs-Strategie,
�  Förderung von integrativen Regionalentwicklungsprojekten in Schwerpunktregionen und
�  Programme zur Unterstützung der Arbeitsmarktverwaltungen und Stärkung der

sozialen Kohäsion.

Montenegro

FÖRDERUNG EINER NACHHALTIGEN REGIONAL- UND TOURISMUS-
ENTWICKLUNG DER BJELASICA-REGION
Der Nordosten Montenegros ist die wirtschaftlich am meisten benachteiligte Region des Lan-
des, verfügt jedoch über großes Potenzial für alpinen, naturnahen Tourismus – ein Bereich, in
dem Österreich wertvolle Erfahrung und Know-how anbieten kann. Im Zentrum des OEZA-
Engagements steht der Aufbau eines Regionalverbandes, der Gemeinden, Nationalpark sowie
NRO und Ministerien unter ein Dach bringt, um das touristische Angebot der Region zu ver-
bessern. Weiters werden im Rahmen dieses Projekts konkrete Maßnahmen zur Verbesserung
der Infrastruktur in und um den Nationalpark Bjelasica finanziert. Komplementär dazu finan-
ziert die OEZA in der Region KMU-Kreditlinien für die Bereiche Ökolandwirtschaft und Tou-
rismus und fördert die Modernisierung des Berufsschulwesens im Bereich Tourismus.
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Osteuropa und Zentralasien

In Osteuropa und Zentralasien werden wegen der Notwendigkeit der Konzentration der Mittel
der OEZA mit Ausnahme Moldaus derzeit nur punktuell Projekte im Wege von multilateralen
Programmen oder global zur Verfügung stehenden Instrumenten der OEZA gefördert. Dazu
zählen die NRO-Kofinanzierungslinie sowie das Instrument des Know How Transfer Centres.
Dieses steht sowohl Südosteuropa als auch der Region Osteuropa und Zentralasien zur Verfü-
gung. Es ist beim Österreichischen Städtebund eingerichtet und finanziert kleinere Koopera-
tionsprojekte im Verwaltungsbereich. Ziel ist es, den Ländern einen Zugang zum österreichi-
schen Verwaltungs-Know-how insbesondere auf kommunaler Ebene zu verschaffen.

Basierend auf einem derzeit in Ausarbeitung befindlichen Regionalkonzept Südkaukasus soll
dieser Region im Programmzeitraum 2006–2008 verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den. Maßnahmen zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und zur Förderung der Zivilgesellschaft
sollen zu Konfliktprävention und Konfliktlösung in der Region beitragen. Eine enge Abstim-
mung mit dem EU-Nachbarschaftsprogramm ist vorgesehen.

Der 2004 begonnene schrittweise Ausbau der Zusammenarbeit mit Moldau wird im Pro-
grammzeitraum 2006–2008 fortgesetzt. In Vorbereitung befinden sich ein bilaterales Koopera-
tionsabkommen sowie ein Landesprogramm. Inhaltliche Schwerpunkte sind die Verbesserung
der Wasserversorgung und der landwirtschaftlichen Berufsbildung sowie die Bekämpfung des
Menschenhandels.

MDG 6

MDG 1 und 7
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✔

Neuentwicklungen 

Ownership

Schwerpunktthemen

OEZA-Leitlinien Bildung 
in Ausarbeitung

OEZA-Leitlinien 
Good Governance und 
OEZA-Leitlinien 
Menschenrechte;
www.aussenministerium.at/
oeza

4. Thematische Prioritäten

4.1 Neue Akzentsetzungen

Ein professionelles Angebot der OEZA als Beitrag zur Entwicklung eines Partnerlandes erfordert
neben finanziellen Mitteln vor allem Maßnahmen der Qualitätssicherung. Zu diesen gehören die
permanente Auseinandersetzung mit Fachfragen, der Dialog mit Partnern, die Koordination mit
anderen Gebern, die Überprüfung der Instrumente der Zusammenarbeit sowie Evaluierungen
und Bewertungen der erbrachten Leistungen. Dabei darf die Dimension der bestmöglichen Mi-
schung von Instrumenten/Modalitäten für jeden dieser Schwerpunkte nicht außer Acht gelassen
werden. Diese grundlegenden Regeln wurden in der Pariser Erklärung über EZA-Wirksamkeit
2005 niedergelegt.
Die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen der OEZA basieren auf mehreren grundsätzlichen Überle-
gungen, die in ihrer Gesamtschau eine klare Entscheidungsgrundlage für die Schwerpunktsetzun-
gen ergeben. Um die von der OECD/DAC in der Peer Review 2004 erneut empfohlene Konzen-
tration sicherstellen zu können, ist die OEZA gefordert, die Zahl dieser Schwerpunkte, die in vielen
Partnerländern zum Teil historisch gewachsen ist, insgesamt und für jedes einzelne Partnerland 
begrenzt zu halten. Dies erscheint auch aus Effizienz- und Kapazitätsgründen geboten. Die grund-
sätzlichen Überlegungen umfassen im Einzelnen:

� Neue Rahmenbedingungen: Die inhaltlichen Vorgaben für die Schwerpunktsetzung
2006–2008 haben sich weiterentwickelt:
– Übereinstimmung mit den Entwicklungszielen der Partnerländer („Alignment“),
– Übereinstimmung mit neuen Vorgaben der internationalen Gebergemeinschaft

(VN/MDG, EU, OECD/DAC),
– Übereinstimmung mit den Zielen und Prinzipien des EZA-Gesetzes,
– Nutzung des Potenzials der österreichischen Wirtschaft sowie anderer 

Kooperationspartner unter Wahrung der Kohärenz zwischen den Beteiligten (andere 
öffentliche Stellen, Wissenschaft und Forschung, Zivilgesellschaft, Privatsektor).

� Kontinuität und Flexibilität in der Durchführung: Die OEZA behält auf Basis dieser Kriterien
zum einen jene Schwerpunkte bei, die schon bisher eine wichtige Rolle gespielt haben. Für
die Bereiche Wasser und Abwasser, Bildung und Kapazitätsentwicklung, Mikro-, Klein- und
Mittelbetriebe und Ländliche Entwicklung liegen gültige Sektorprogramme vor.
Zum anderen wird sich Österreich im Zusammenhang mit dem Prinzip der Ownership, das
heißt der Eigenverantwortung der Partner für ihre Entwicklung, thematische Schwerpunkte
und Instrumente immer wieder einer inhaltlichen Überprüfung unterziehen müssen. Da die 
Ziele der Partnerländer oft in enger Abstimmung mit multilateralen Organisationen wie 
der Weltbank festgelegt werden, schließt sich hier der Kreis der Abstimmung zwischen 
Partnerländern und der OEZA, gleichzeitig weist dies aber auch auf die Notwendigkeit der
Abstimmung mit den multilateralen Gebern hin.

Strategisch verfolgt die OEZA für den Zeitraum 2006–2008 folgende thematische Schwer-
punktsetzungen:
� Wasser und Siedlungshygiene
� Ländliche Entwicklung
� Energie
� Privatsektorentwicklung
� Bildung
� Good Governance

– Verwirklichung der unteilbaren bürgerlich-politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Menschenrechte mit Fokus auf Kinder und Menschen mit Behinderungen

– Rechtsstaatlichkeit
– Demokratisierung/Dezentralisierung 
– Friedenssicherung und Konfliktprävention
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Für alle angeführten thematischen Schwerpunktsetzungen gelten die im EZA-Gesetz 
erwähnten Prinzipien der OEZA, nämlich die Übereinstimmung mit den Entwicklungszielen 
des Partnerlandes und die Integration aller Maßnahmen in das soziale und kulturelle Umfeld
der Zielgruppen, die Gleichstellung zwischen Frauen und Männern sowie die besondere 
Bedachtnahme auf Kinder und Menschen mit Behinderungen.

Der Nachdruck dieses Dreijahresprogramms auf menschliche Sicherheit mit seinem multidi-
mensionalen Ansatz erlaubt es zudem, dass der Blick auf die geschlechtsspezifischen Prozesse
von Unsicherheit und Sicherheit gerichtet wird. Gender Mainstreaming bedeutet, dass sich
ökonomische, politische und soziale Prozesse verstärkt auf die internationalen Frauenrechte
und deren nationale Umsetzungsverpflichtungen stützen. Ebenso nützt die OEZA die Syner-
gien zwischen Armutsbekämpfung und Umweltschutz als Prinzip der Programmumsetzung.
Die Berücksichtigung der Bereiche Gender und Umwelt als wichtige Instrumente für Armuts-
bekämpfung wird im Rahmen des Projektzyklusmanagements bei allen Projekten und Pro-
grammen durch entsprechende Prüfverfahren sichergestellt.

4.1.1 Pariser Erklärung über EZA-Wirksamkeit

Die Paris Declaration on Aid Effectiveness vom 2. März 2005 setzt neue Impulse für die Quali-
tätssicherung von Entwicklungszusammenarbeit. Sie umfasst fünf Leitprinzipien, nämlich Ei-
genverantwortung, Anpassung an Systeme der Partner, Harmonisierung der Geber-Standards,
Ergebnisorientierung, beidseitige Rechenschaftspflicht über den Prozess der Zusammenarbeit
sowie einen Katalog von entsprechenden Ergebnisindikatoren. Fortschritte und Erfolge der
EZA in den Partnerstaaten werden transparent und nachweisbar auf Landesebene begleitet
und überprüft. Die Pariser Erklärung stellt einen systematischen Rahmen für die finanzielle 
und technische Hilfe zur Erreichung der MDGs dar. Der VN-Gipfel 2005 und der Europäische
Konsensus haben die Zielsetzungen der neuen Effektivitätsagenda bekräftigt. 

Auf Empfängerseite ist die wesentlichste Anforderung der Aufbau von Kapazitäten, um Eigen-
verantwortung und Selbstentscheidung wahrnehmen zu können. Umsetzungsstandards für
Armutsstrategien und Modalitäten der Finanzflüsse müssen flexibilisiert, aber auch vorherseh-
bar gemacht werden. Mehrjährige Programmplanungen (EU-Aktionsplan) und erfüllbare Kon-
ditionalitäten für ein transparentes öffentliches Finanzsystem sind eine notwendige Grundbe-
dingung. Erfolge und Perspektiven aus den gemeinsamen Lernprozessen werden bei der Revi-
sion der Ziele und Indikatoren im Jahr 2008 relevant sein.

MDG 7

$

Frauenrechte und 
Entwicklung: 

OEZA-Gender-Leitlinien;
www.aussenministerium.at/

oeza

Neue Wege in der 
Abwicklung von EZA

Uganda

SOUTH WESTERN TOWNS WATER 
AND SANITATION-PROJEKT
Seit Initiierung des Programms vor zehn Jahren wurde die Wasserver- und entsorgung von
30 Kleinstädten in Südwestuganda auf Basis eines von der OEZA entwickelten Modells der
Selbstbeteiligung beim Bau und anschließender Selbstverwaltung des Betriebes sicher ge-
stellt. Die Einbeziehung der späteren Nutznießer schon lange vor Beginn der Bauarbeiten
stellt die Bereitschaft zur Mitarbeit bereits beim Bau und später zur Bezahlung der angebo-
tenen Leistungen sicher. Auf diese Weise werden die für die Erhaltung und Wartung des
Systems notwendigen Mittel aufgebracht und auch zusätzliche Arbeitsplätze und Einkom-
men (v. a. für Frauen) geschaffen. Der Zusammenschluss der kleinen Wassergenossenschaf-
ten in einen Dachverband nach österreichischem Vorbild ermöglicht die Inanspruchnahme
von Beratungsleistungen durch die einzelnen Mitglieder sowie die Unterstützung in techni-
schen Fragen (wie z. B. Qualitätsüberprüfungen oder für den weiteren Ausbau), die sonst
nicht leistbar wären.
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Nationaler Aktionsplan

OEZA-Leitlinien für 
NRO-Kooperation in 
Ausarbeitung

Die OEZA wird die Pariser Erklärung im Zeitraum 2006–2008 durch einen nationalen Aktions-
plan, durch interne Harmonisierung sowie durch Akzentuierung des Themas im Rahmen des EU-
Vorsitzes umsetzen. Auch die Kommission legt einen Fokus auf gemeinsame Bemühungen, die
Effektivität der EU als Gebergruppe zu erhöhen. Konkret handelt es sich dabei um die Sammlung
der praktischen Erfahrungen im Pilotland Mosambik sowie um die Erstellung von gemeinsamen
Programm- und Finanzrahmen für die Programmhilfe. Kofinanzierungen bzw. Arbeitsteilungen
vor Ort im Sinn des neuen Development Consensus sollen die gesamteuropäische Identität im
Entwicklungssektor steigern. Ein Seminar im Vorfeld der österreichischen EU-Präsidentschaft
2005 in Wien hat speziell die Integration der neuen Mitgliedstaaten zum Ziel gehabt.

Der nationale Aktionsplan der OEZA wird die Implementierung folgender Schritte beinhalten:

�  Alle Interventionen der OEZA richten sich an den fünf Leitprinzipien aus.
�  Der Anteil an programmgestützten Ansätzen wird gegenüber dem Projektansatz 

nachvollziehbar ausgebaut.
�  Die OEZA beteiligt sich in einzelnen Schwerpunktländern vor Ort an gemeinschaftlich 

koordinierten Programmen zur Erreichung der Indikatoren.
�  Der Programmzyklus der OEZA wird schrittweise den mittelfristigen Partnerprioritäten 

angepasst (z. B. in Westafrika), sodass in der Programmierung Aspekte der Komplementa-
rität mit anderen Gebern verstärkt analysiert und Möglichkeiten der Delegation bzw. der
Aufgabenteilung (auch im Interesse weiterer geografischer oder sektorieller Fokussierung)
aufgegriffen werden können.

�  Adaption, gemeinsam mit der ADA, der internen Verfahren im Sinn von Harmonisierung.
Ein erster Schritt wird in der Einführung international kompatibler Berichterstattung liegen.
Auch eine Aufwertung der Rahmenvorgaben auf den Gebieten Good Governance, Gender
und der Bekämpfung von HIV/AIDS wird sofort wirksam.

�  Die OEZA wird sich am Monitoring-Prozess der Pariser Erklärung über EZA-Wirksamkeit
2005 aktiv beteiligen.

�  Mitarbeit in der DAC-Arbeitsgruppe „Fragile Staaten“.

4.1.2 Rolle österreichischer NRO

NRO sind ein entscheidendes Bindeglied zwischen den Zivilgesellschaften in Österreich und in
den Partnerländern und bleiben daher ein wichtiger Partner für die OEZA. In folgenden Tätig-
keitsbereichen sieht die OEZA eine Kooperation mit NRO vor:

Programm und Projektarbeit: NRO setzen Programme und Projekte um, v. a. dort, wo sie über
spezifische Arbeitsschwerpunkte und Know-how verfügen und mit Bevölkerungsgruppen vor
Ort direkt zusammenarbeiten. Diese Programm- und Projektarbeit kann durch zwei Ansätze
wahrgenommen werden: NRO als Entwicklungspartner auf Basis der Kofinanzierung durch 
die Förderung von Vorhaben, die auf der Eigeninitiative und den Themenschwerpunkten der
NRO beruhen, die jedoch auch eine Abstimmung mit den Zielen und Programmen der OEZA
erfahren haben; NRO als Auftragnehmer (Durchführungsorganisation) im Rahmen der OEZA
Landes-, Sektor-, und Regionalprogramme mit dem Ziel der direkten Umsetzung der 
OEZA-Programme.

Personelle Entwicklungszusammenarbeit: Mit der Entsendung von Entwicklungsfachkräften
und auch von Freiwilligen in Aufgabengebiete der Entwicklungszusammenarbeit werden ein-
erseits wertvolle Leistungen in den Ländern erbracht und andererseits langfristig Wissen und
Werte von und über Entwicklungsländer in die österreichische Zivilgesellschaft eingebracht
und damit das Verständnis für Entwicklungspolitik in der Bevölkerung verstärkt. NRO sind 
Entwicklungspartner auf Basis der Kofinanzierung für die Implementierung entsprechender
Personalprogramme.
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Entwicklungspolitische Bildungs-, Kultur- und Öffentlichkeitsarbeit: Eine wichtige Rolle 
erfüllen NRO in Richtung Sensibilisierung der öffentlichen Meinung in Österreich für Fragen
über globale Zusammenhänge und der nachhaltigen Entwicklung. Diese können den Men-
schen in Österreich anhand der konkreten Herausforderungen in den Partnerländern bewusst
gemacht werden.

Dieser Aufgabenbereich wird an Bedeutung gewinnen. Eine Unterstützung entsprechender
Maßnahmen wird daher aus Mitteln der OEZA zur Verfügung gestellt.

Anwaltschaft: Der Diskurs mit Akteuren der österreichischen Außenpolitik und mit den global
tätigen österreichischen Firmen sowie die Einbringung in globale Foren und Netzwerke erfol-
gen im Interesse der armen und benachteiligten Menschen der Entwicklungsländer.

OEZA-Maßnahmenbereiche für NRO:
�  Ausbau der Rolle der österreichischen NRO im Bereich des „Capacity Building“: dazu 

zählen Maßnahmen (inklusive neue Konzepte und Strategien) im Bereich des Transfers 
von Know-how und Unterstützung von lokalen NRO mit dem Ziel der Erlangung der 
Selbstständigkeit.

�  Stärkung des Bereichs entwicklungspolitische Bildungs-, Kultur- und Öffentlichkeitsarbeit.
�  Förderung der Vernetzung zwischen den Organisationen sowie von Projektpartnerschaften

zwischen Organisationen (wobei dies zugleich auf gemeinsamer Projektarbeit und 
Kapazitätenaufbau beruhen soll).

�  Unterstützung von innovativer Projektarbeit. Solche Pilotprojekte sind Vorhaben, die in 
einem neuen Sektor oder zur Erprobung neuer Systeme, Methoden, Ansätze oder Themen
durchgeführt werden.

OEZA-Maßnahmenbereiche im Rahmen der NRO-Kofinanzierung:
�  Beibehaltung der eigenen Budgetlinie für Kofinanzierung im Rahmen des OEZA. Weiterent-

wicklung der spezifischen Förderinstrumente, die jeweils durch Richtlinien beschrieben sind.
�  Bei der Kofinanzierung mehrerer Projekte einer Organisation wird ein Übergang von einzel-

nen oder kleinen Projekten hin zu Programmen angestrebt. Dabei sollen die Projektträger
(NRO) nach einer klar definierten Programmatik ihre Programmaktivitäten entwickeln. Die
Programmatik soll mit den Zielen der OEZA-Länder-, Sektoren- und Regionalprogrammen
abgestimmt sein.

4.1.3 Rolle österreichischer Wirtschaftsunternehmen

Österreichische Unternehmen können zunehmend eine wichtige Rolle in der Entwicklungszu-
sammenarbeit spielen. Zum einen können sie als Investoren in den Partnerländern der OEZA
zu Wachstum und Beschäftigung beitragen, Know-how und Technologie transferieren und
(auch für arme Bevölkerungsgruppen) relevante Güter und Dienstleistungen anbieten. Investi-
tionen und Geschäftspartnerschaften österreichischer Unternehmen können andererseits auch
positive Spillover-Effekte auf die Entwicklung des lokalen Privatsektors haben, indem v. a.
durch Business Linkages zu einheimischen Klein- und Mittelbetrieben bzw. deren Integration
in Wertschöpfungsketten die Wettbewerbsfähigkeit, Innovationskraft und Produktivität loka-
ler KMU gestärkt bzw. ihr Zugang zu nationalen und internationalen Absatzmärkten erleichtert
wird. Nicht zuletzt können österreichische Betriebe auch durch die Wahrnehmung ihrer 
sozialen Verantwortung (Corporate Social Responsibility) direkt zur Erreichung entwicklungs-
politischer Ziele, insbesondere der MDGs, beitragen. Die OEZA zielt daher darauf ab, die Ko-
operation mit österreichischen Unternehmen zu intensivieren, um das entwicklungspolitische
Potenzial unternehmerischer Tätigkeit verstärkt zu mobilisieren.
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Leitlinien-Prozess der OEZA

✔

OEZA-Leitlinien zur 
Budgethilfe in Ausarbeitung

4.2 Neue Vorgehensweise

4.2.1 Strategische Leitlinien und Kapazitätenaufbau

In Fortführung und Erweiterung der in der bisherigen Dreijahresprogrammplanung festgeleg-
ten Schwerpunktsektoren hat die OEZA 2005 mit der Formulierung von Leitlinien („policies“)
begonnen, die detaillierte Vorgaben für die Gestaltung der Bereiche enthalten. Ziel dieses Pro-
zesses der inhaltlichen und strategischen Positionierung ist es, sowohl die grundsätzliche Politik
der OEZA in einzelnen Arbeitsbereichen verbindlich festzulegen als auch die Basis für die Aus-
arbeitung operativer Strategien für die Arbeit der ADA zu schaffen. Diese Konzentration ist
Grundlage dafür, entsprechende Kapazitäten für die fachliche Begleitung in den gewählten
Sektoren zu gewährleisten. Die OEZA erwartet sich von dieser Vorgehensweise
�  klare inhaltliche Festlegung und Akkumulierung von Expertise und
�  bessere Mitgestaltungsmöglichkeiten im internationalen Kontext.

Dieser Prozess ist auch eine Antwort auf die Empfehlungen des Prüfberichts der DAC Peer 
Review 2004, der im Sinne der Millenniumsziele und der Armutsreduktion sowie der von der
OEZA sicherzustellenden Kohärenz aller Maßnahmen detaillierte Politiken und Strategien fordert.
Darüber hinaus widmet der DAC-Bericht den inhaltlichen Schwerpunktsetzungen der OEZA
(„main sectors“) ein eigenes Kapitel mit konkreten Empfehlungen zu den Millenniumszielen, 
zu Frieden und menschlicher Sicherheit sowie für den Bereich Wirtschaft und Entwicklung.

Im Folgenden wird das Instrumentarium bzw. werden die Modalitäten jener inhaltlichen
Schwerpunkte für den Zeitraum 2006–2008 dargestellt, in denen neue Impulse gesetzt werden.

4.2.2 Programm- und Budgethilfe

In den Schlussfolgerungen der DAC-Prüfung der OEZA 2004 wird festgehalten, dass Öster-
reich mit seinen Partnerländern fast ausschließlich im Rahmen von Projekten kooperiert. An-
dere Modalitäten der Zusammenarbeit (direkte Budgethilfe, Basket-Funding) hätten bisher nur
einen marginalen Anteil. Die OECD empfiehlt Österreich daher, einen größeren Anteil seiner
Mittel direkt durch die Partner in den Empfängerländern verwalten und umsetzen zu lassen.

Um dieser Empfehlung nachzukommen sowie im Lichte der in der Pariser Erklärung über 
EZA-Wirksamkeit 2005 zwischen Geberländern und Empfängerländern getroffenen Vereinba-
rungen über die Prinzipien der Zusammenarbeit, wird die OEZA in den Partnerländern der
Schwerpunktregionen systematisch prüfen, ob die Bedingungen für eine Beteiligung der OEZA
an sektorieller Budgethilfe im Rahmen von SWAPs gegeben sind bzw. bereits in kleinem Um-
fang laufende Budgethilfen (Uganda) weiterführen und vertiefen. Wo die Bedingungen für die
Teilnahme an SWAPs nicht erfüllt sind (z. B. weil keine allgemein anerkannte Sektorpolitik exis-
tiert), wird die OEZA mithelfen, mittels Kapazitätsaufbau gemeinsam mit anderen Gebern die
Voraussetzungen dafür zu schaffen.

Generell bekennt sich die OEZA dazu, in ihren Partnerländern unter den gegebenen Rahmen-
bedingungen und angesichts der Bedürfnisse des Partnerlandes den effizientesten und effek-
tivsten Mix an Modalitäten einzusetzen. Dabei wird die OEZA den Anteil an bilateraler Hilfe,
der über Budgethilfe abgewickelt wird, schrittweise erhöhen, wobei aber nicht die gesamte 
bilaterale Hilfe für ein Partnerland über Budgethilfe abgewickelt werden soll. In Sektoren, in
denen im Rahmen eines SWAPs sektorielle Budgethilfe geleistet wird, wird es auch weiterhin
komplementäre Projekte geben – einerseits zur Stärkung der administrativen Strukturen des
Partnerlandes und andererseits zur Stärkung der Zivilgesellschaft. Die OEZA geht dabei davon
aus, dass der graduelle Ausbau der Programm- und Budgethilfe mit einem Ausbau der Unter-
stützung von Zivilgesellschaft und Parlament kombiniert werden muss, damit diese bei den
staatlichen Organen die Grundleistungen für die Bevölkerung wirksam einfordern können.
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Die OEZA beabsichtigt, unter Bedachtnahme auf die zur Verfügung stehenden Budgetmittel
sowie auf das Vorhandensein der erforderlichen Voraussetzungen in den Partnerländern der
OEZA bis Ende 2008 für Budgethilfe mindestens 10–15 % des operativen OEZA-Budgets auf-
zuwenden. Die OEZA wird dabei in erster Linie sektorielle Budgethilfe leisten und in diesem
Prozess auch die internen administrativen und analytischen Strukturen aufbauen und stärken,
die für den verantwortungsvollen und wirksamen Einsatz von Budgethilfe erforderlich sind.
Der Einsatz sektorieller Budgethilfe bietet die Möglichkeit, auf dem im Rahmen der bisherigen
Kooperation in den Schwerpunktsektoren der OEZA gesammelten Wissen aufzubauen und
damit komparative Vorteile der OEZA einzubringen.

4.2.3 Friedenssicherung und Konfliktprävention

Die Sicherstellung des Friedens und der menschlichen Sicherheit ist als eines der Hauptziele der
OEZA im EZA-Gesetz festgelegt. Dies ist umso relevanter, als seit 1989 eine Zunahme an Kon-
flikten mit einem veränderten Profil festzustellen ist (innerstaatliche Konflikte). Die OEZA wird
sich bei der Umsetzung dieses Ziels in den kommenden Jahren v. a. in den folgenden vier Inter-
ventionsfeldern engagieren:

�  Mainstreaming: Jede OEZA-Intervention kann potenziell unvorhergesehene Folgen bzw.
gewaltfördernde (Neben-)Auswirkungen im Partnerland auslösen oder latente Konflikte
verschärfen. Mainstreaming bedeutet daher in diesem Zusammenhang eine Prüfung des
möglichen Konfliktpotenzials auch bei OEZA-Interventionen, die nicht direkt auf Konflikt-
prävention abzielen („do no harm“-Gesichtspunkt). In besonders sensiblen Sektoren, 
wie Wasserversorgung und Siedlungshygiene oder ländlicher Entwicklung, wird bei der
Ausarbeitung von Projekten der OEZA daher der Aspekt der Konfliktprävention bereits 
systematisch berücksichtigt.

�  Stärkung lokaler Institutionen im Bereich der Konfliktprävention: Für ein nachhaltiges
System zur Friedenssicherung und Konfliktprävention sind lokale Organisationen in den
Schwerpunktregionen der OEZA eine unverzichtbare Grundvoraussetzung. Die OEZA 
bekennt sich daher dazu, insbesondere in Afrika verstärkt mit regionalen und subregionalen
Organisationen zusammenzuarbeiten, die im Bereich Konfliktprävention und Friedenssiche-
rung aktiv sind, und diese beim Aufbau effizienter und leistungsfähiger Strukturen zu unter-
stützen. Beispiele sind ECOWAS subregional in Westafrika oder die AU auf regionaler
Ebene. Darüber hinaus haben gerade im Bereich der Konfliktprävention Organisationen der
Zivilgesellschaft eine wichtige und zu den staatlichen Strukturen komplementäre Rolle. Die
OEZA wird in diesem Arbeitsbereich daher auch Organisationen der Zivilgesellschaft durch
Maßnahmen im Bereich des Institutionenaufbaus unterstützen.

OEZA-Leitlinien für 
Friedenssicherung und 

Konfliktprävention:
www.aussenministerium.at/

oeza

Uganda

BUDGETHILFE
Die Gebergemeinschaft hat Uganda in den Jahren 2003–2004 insgesamt 850 Mio. US Dollar
an Budgethilfe zur Verfügung gestellt – das entspricht ca. 48 % des Budgets. Betrug der Anteil
der Budgethilfe am Bruttoinlandsprodukt 1999 noch 3 %, so hat er sich bis 2001 fast verdreif-
acht (auf 8 %). Budgethilfe hat kontinuierlich an Bedeutung gewonnen und macht zurzeit
42 % der gesamten Unterstützungsleistungen der Gebergemeinschaft aus (2000 waren es
noch 28 %). Diese Budgethilfe ist an Konditionen hinsichtlich des transparenten Budgetvollzu-
ges, demokratischer Reformen und Fortschritte bei der Armutsbekämpfung gebunden. Auf-
grund der zunehmenden Unzufriedenheit der Gebergemeinschaft hinsichtlich der mangelnden
Fortschritte bei der Einführung eines Mehrparteiensystems hat Großbritannien im April 2005
die Auszahlung einer Rate von ca. 10 Mio. US-Dollar (5 Mio. Pfund) ausgesetzt (in Summe
sagte Großbritannien für 2004–2005 40 Mio. Pfund zu). Österreich hat seit 1993 im Rahmen
mehrerer Beiträge für die Bereiche Verwaltungsreform, Reform des Justizsystems und Local 
Government ca. 10 Mio. Euro an Budgethilfe geleistet.
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�  Förderung der Reintegration: Die OEZA hat sich bereits bisher im Bereich der Reintegration
und Rehabilitation von Soldaten in der Konflikt- und Nachkonfliktphase engagiert, bei-
spielsweise bei der Reintegration von traumageschädigten Kindersoldaten in Norduganda,
und wird dieses Engagement auch in Zukunft weiterführen. Die OEZA beschränkt sich in
diesem Arbeitsbereich aber nicht allein auf die Reintegration von Ex-Soldaten, sondern 
bezieht auch andere durch Konflikte entwurzelte Bevölkerungsgruppen mit ein, insbeson-
dere Kinder und Frauen sind hier ein besonderes Anliegen der OEZA.

�  Stärkung der Justiz- und Sicherheitssysteme: Effektive und demokratisch legitimierte 
Sicherheitssysteme sind eine wichtige Voraussetzung für die Prävention und die Aufarbei-
tung von Konflikten. Die OEZA wird daher ihr bisheriges Engagement im Justizbereich
weiterführen. Dieses Engagement umfasst insbesondere die Unterstützung der Justizreform
in den Partnerländern, Jugendstrafgerichtsbarkeit, Unterstützung von Gesetzgebung und
die Erleichterung des Zugangs zum Rechtssystem.

Kosovo Forces/Austrian Contingent

CIMIC-KLEINPROJEKTEFONDS
Das österreichische Kontingent von KFOR ist seit Beendigung der Kämpfe im Kosovo zur Frie-
denssicherung in der Region Suhareka stationiert. Ein Teil ihres Mandats ist es, im Rahmen von
CIMIC (zivil-militärische Kooperation) durch die Förderung konkreter Projekte einen sichtbaren
Beitrag zur Verbesserung der Lebensverhältnisse der Bevölkerung der Region und damit zur
Konfliktprävention und Konfliktbewältigung zu leisten. Gleichzeitig kann dadurch die Glaubwür-
digkeit und Akzeptanz der KFOR-Präsenz gefördert werden. Im Sinne einer erhöhten Kohärenz
der österreichischen Unterstützungsleistungen im Kosovo stellt die OEZA im Rahmen ihres Lan-
desprogramms Kosovo Fördermittel für die Durchführung von Kleinprojekten durch CIMIC zur
Verfügung. Schwerpunktmäßig sollen in Übereinstimmung mit den Sektorschwerpunkten des
Landesprogramms Projektaktivitäten in den Bereichen Bildung und Wirtschaft gefördert werden.

Westafrika

FRIEDENSSICHERUNG UND MANAGEMENT VON KONFLIKTEN
Als Beitrag zur Vermeidung und Lösung von gewaltsamen Konflikten in der Region Westafrika
wird eine strategische Partnerschaft namens PASPA (Parténariat Stratégique pour la Paix) auf-
gebaut, die einen Teil des regionalen Staatenbundes ECOWAS, die staatliche Stelle „Bonne
Gouvernance“ in Burkina Faso und Netzwerke der Zivilgesellschaft umfasst. Das Projekt setzt
beim Aufbau von Institutionen, der Ausbildung der Mitglieder von PASPA und bei Kampag-
nen zur Bewusstseinsbildung bei Konflikten an. Vom Standort Burkina Faso aus soll eine erfah-
rene internationale Durchführungsorganisation diese Aktivitäten mit PASPA umsetzen.

Moldau

ENTWICKLUNG EINES ZEUGENSCHUTZPROGRAMMS 
Verarmung und wirtschaftliche Perspektivenlosigkeit kennzeichnen die Lebenssituation der
Menschen in Moldau und haben dazu geführt, dass Moldau in den letzten Jahren eines der
Hauptherkunftsländer für Opfer von Menschenhandel geworden ist. Im Rahmen des Landes-
programms Moldau unterstützt die OEZA die moldauischen Behörden im Kampf gegen den
Menschenhandel und trägt damit zur Stärkung der rechtsstaatlichen Strukturen und zur Ver-
besserung der Menschenrechtssituation in Moldau bei. In enger Zusammenarbeit mit dem 
österreichischen Innenministerium wird im moldauischen Innenministerium eine unabhängige
Dienststelle für Zeugenschutz aufgebaut. Schwerpunkt ist ein Ausbildungsprogramm für mol-
dauische Beamte, die mit den europäischen Standards (EUROPOL) für Zeugenschutzpro-
gramme vertraut gemacht werden. Mit diesem Projekt engagiert sich die OEZA im Schnittstel-
lenbereich zwischen Entwicklungs-, Außen- und Sicherheitspolitik und trägt gleichermaßen
moldauischen wie österreichischen bzw. europäischen Anliegen Rechnung.
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Große Aufmerksamkeit misst die OEZA bei allen oben angeführten Interventionsfeldern der
Frage von Kindern in bewaffneten Konflikten bei.

4.2.4 Entwicklungspolitische Dimension der Schuldenreduktion

Österreich nimmt aktiv an der Initiative für hochverschuldete arme Länder (HIPC-Initiative) zur 
Reduktion der Schuldenlast der ärmsten Länder bis zu deren Auslaufen aktiv teil und trägt die
Entschuldungsstrategie im Pariser Club mit.

Überschuldung ist ein wesentliches Hindernis für die Entwicklung und die Reduktion der Armut
in vielen Entwicklungsländern. Aus entwicklungspolitischer Sicht ist die Reduktion der Schulden
dieser Länder daher ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Millenniumsziele, da die Entwik-
klungsländer mit den im Staatshaushalt in Folge der Schuldenreduktion frei werdenden Mitteln
entsprechend ihren eigenen Prioritäten Maßnahmen zur Armutsreduktion finanzieren können.
Damit hat die Reduktion der Schulden im Wesentlichen den gleichen Effekt wie generelle Bud-
gethilfe. Die Entwicklungswirksamkeit der Entschuldungsmaßnahmen hängt zentral vom ver-
antwortungsvollen und effektiven Einsatz der frei werdenden Mittel durch die Partnerländer ab.

Um die Nachhaltigkeit des positiven Effekts der Schuldenreduktion zu sichern, haben sowohl
die Geber- als auch die Empfängerländer dafür Sorge zu tragen, dass zukünftig ein dauerhaft
aufrecht zu erhaltendes Niveau der Verschuldung nicht überschritten wird. Die Gewährung
neuer Kredite sollte daher in Hinkunft an Schuldentragfähigkeitsanalysen, wie sie im Rahmen
von International Development Association, IDA,14. Auffüllung, vereinbart wurden, gebun-
den werden. Ländern, die sich an der Schwelle zu einer neuerlichen Überschuldung befinden,
sollten nicht Kredite, sondern „nicht rückzahlbare Zuschüsse“ gewährt werden, jedoch in 
geringerem Umfang, um ihre Motivation zu einem verantwortungsvollen Management des
Staatshaushaltes nicht zu konterkarieren („moral hazard“).

Der Anteil der Schuldenreduktion an den ODA-Leistungen Österreichs wird in den kommen-
den Jahren insbesondere in Folge der Schuldenreduktion für den Irak vergleichsweise hoch
sein. Angesichts der im Rahmen der EU von Österreich mitgetragenen Verpflichtung, die ODA
schrittweise zu erhöhen (2006: 0,33 %, 2010: 0,51 %, 2015: 0,7 %), ist es ein zentrales 
Anliegen der OEZA, dass die Mittel für ihre bilaterale Projekt- und Programmhilfe keinen 
starken Schwankungen unterliegen.

MDG 8
Zielvorgabe 15

Uganda

REHABILITIERUNG UND REINTEGRATION FRÜHERER KINDERSOLDATEN
Ziel des Projektes ist es, ehemaligen Kindersoldaten neben einer psychologischen Betreuung
eine berufliche Ausbildung zu ermöglichen und sie in weiterer Folge dazu zu befähigen, 
ihren Lebensunterhalt selbstständig zu bestreiten. In einem Versuch mit 300 Jugendlichen
wurde bereits erfolgreich getestet, ob das geplante Ausbildungsangebot mit der Nachfrage
am Arbeitsmarkt tatsächlich übereinstimmt. Während des Aufenthalts der Kinder im Zen-
trum versuchen MitarbeiterInnen, die Familien der Jugendlichen ausfindig zu machen und
die Rückkehr in ihre Familien vorzubereiten. 
Zusätzlich bietet das Projekt auch eine Komponente zur Fortbildung von Erwachsenen an,
wobei der Frauenanteil bei 60 % liegen wird. Geplant ist Unterricht in Lesen und Schreiben,
Haushaltsführung und grundlegender Hygiene sowie Aufklärung über Menschen- und
Frauenrechte.
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OEZA-Leitlinien Energie für
Nachhaltige Entwicklung in
Ausarbeitung

MDG 7

4.2.5 Das Engagement der OEZA im Energiebereich

Ziele und Bedeutung

Die OEZA misst Interventionen im Energiebereich auf bilateraler und multilateraler Ebene in
Bezug auf die Erreichung entwicklungspolitischer und außenpolitischer Zielsetzungen und in
Übereinstimmung mit der BMF-IFIs-Strategie eine hohe Priorität zu.

�  Energie und ihre Dienstleistungen sind für die OEZA wichtige Instrumente, die bei entspre-
chender Ausgestaltung zur Armutsbekämpfung und Erreichung der Entwicklungsziele 
wesentlich beitragen können (EZA-Gesetz, MDGs). Ohne Zugang zu modernen und 
leistbaren Energiedienstleistungen ist keine wirtschaftliche und soziale Entwicklung für 
die Menschen in Entwicklungs- und Transformationsländern möglich.

�  Die OEZA leistet durch ihre Schwerpunktsetzung auf erneuerbare Energieträger und 
Energieeffizienz im Rahmen ihrer Interventionen einen Beitrag zur Gestaltung einer 
ökologisch nachhaltigen Zukunft.

�  Die OEZA sieht in ihrem Engagement einen wichtigen Beitrag zur Mitgestaltung einer 
weltweit gerechten Energieordnung und trägt dadurch zur Prävention von Konflikten 
zwischen und innerhalb von Staaten bei.

�  Die OEZA versucht, im Energiebereich verstärkt die Österreichische Wirtschaft einzubinden,
die in diesem Feld über komparative Vorteile und spezielles Know-how verfügt. In Entwik-
klungs- und Transitionsländern besteht im Energiesektor ein großer Investitionsbedarf, der
Entwicklungszusammenarbeit und privates Engagement erfordert.

Maßnahmen 2006–2008

Der umfassende Energieansatz der OEZA verfolgt in Abstimmung und Kohärenz mit anderen
nationalen und internationalen Akteuren sowohl auf bilateraler Programm- und Projektebene
als auch auf multilateraler Ebene konkrete Maßnahmen, deren Wirkungen sich gegenseitig
verstärken. Das Profil des österreichischen Engagements im Energiebereich soll in den nächsten
Jahren sowohl bilateral als auch multilateral weiter gestärkt und geschärft werden. Dabei wer-
den die Synergien mit der österreichischen Wirtschaft genützt (vgl. Kap 4.2.6 Wirtschaft und
Entwicklung).

�  Auf der bilateralen Projekt- und Programmebene spielt Energie einerseits als Sektor und 
andererseits als Querschnittsmaterie für andere Sektoren eine wichtige Rolle. Neben der 
Beachtung von Energieeffizienz verfolgt die OEZA auf der Projektebene auch die Stärkung
komparativer technologischer Vorteile im Bereich erneuerbarer Energien. Die österreichische
Kooperation konzentriert sich vorzugsweise auf die Bereiche Wasserkraft, moderne 
Biomasse, Solarthermie und ausgewählte Bereiche der Geothermie.

�  Auf multilateraler Ebene unterstützt die OEZA im Rahmen der EU, VN-Organisation, IFIs 
und Eigeninitiativen Maßnahmen, die auf eine gerechte und nachhaltige Gestaltung der
weltweiten Energieordnung abzielen. Österreich hat in Bezug auf die Bemühungen um die
internationale Zusammenarbeit im Bereich „Energie für Nachhaltige Entwicklung“ seit Mitte
der 90er Jahre Themenführerschaft erlangt. Die nächste Gelegenheit zu einer konzertierten
Anstrengung, die internationale Zusammenarbeit im diesem Bereich zu intensivieren, bietet
sich im Rahmen der zweijährigen Diskussionen der Kommission für Nachhaltige Entwik-
klung 2006–2007. Die österreichische Themenführerschaft und der EU-Vorsitz 2006 
eröffneten hier besondere Möglichkeiten. So wurden im April 2006 Ratsschlussfolgerungen
zur Integration von Energie in die EZA angenommen.
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4.2.6 Wirtschaft und Entwicklung/Privatsektorentwicklung

„Wirtschaft und Entwicklung“ hat die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in den Part-
nerländern der OEZA zum Ziel. Wirtschaftliche Entwicklung stellt eine notwendige, aber nicht
hinreichende Bedingung für eine nachhaltige Reduktion der Armut in Entwicklungsländern dar.
Die OEZA setzt in ihren Interventionen im Bereich „Wirtschaft und Entwicklung“ daher einen
Schwerpunkt auf die Förderung von „Pro-Poor-Growth“ und versteht darunter einen Wachs-
tumsprozess, an dem arme Bevölkerungsgruppen überproportional teilhaben und der daher
auch zur Reduktion der Verteilungsungleichheit führt. In geografischer Hinsicht konzentriert
sich das Arbeitsfeld vorrangig auf die Schwerpunktländer der OEZA und verfolgt vorrangig
drei Ansatzpunkte:

� Stärkung der Rahmenbedingungen für privatwirtschaftliches Engagement 
in den Partnerländern („Enabling Environment“)
Unter Rahmenbedingungen für privatwirtschaftliches Engagement versteht die OEZA das
politische, wirtschaftliche und institutionelle Umfeld, in dem privatwirtschaftliches Handeln
stattfindet und das die Entwicklung einer ökosozialen Marktwirtschaft fördert oder bremst
bzw. die Funktionsweise und Ergebnisse von Marktprozessen gestaltet. Die OEZA engagiert
sich in diesem Bereich in erster Linie für die Verbesserung der institutionellen Rahmenbedin-
gungen (z. B. durch finanzielle Beteiligung und inhaltliche Mitarbeit des BMWA im Rahmen
des „Investment Compact“) und stimmt sich hier eng mit dem Bereich Good Governance
ab. Die OEZA wird sich aber auch an der Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die einen
wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung leisten, beteiligen, sofern dies die der
OEZA zur Verfügung stehenden Budgetmittel erlauben. In Wahrnehmung des im EZA-
Gesetz verankerten Kohärenzgebotes wird die OEZA entwicklungspolitische Anliegen 
verstärkt in die österreichische Positionierung bei Verhandlungen zu internationalen 
Regelwerken für Handel und Investitionen (z. B. WTO, OECD) einbringen.

� Maßnahmen zur Förderung von Mikro-, Klein- und Mittelbetrieben
Für 2006 ist eine Überarbeitung und Aktualisierung der derzeit gültigen MKMB-Politik ge-
plant. Die Interventionen der OEZA zur Förderung des lokalen Privatsektors untergliedern
sich in zwei Teilbereiche:
– Business Development Services, um v. a. lokalen Unternehmensverbänden und MKMB

Zugang zu Wissen und Know-how zu verschaffen, sowie
– Aufbau effizienter und inklusiver Finanzsektoren, insbesondere um lokalen MKMB den

Zugang zu Finanzdienstleistungen zu ermöglichen.

OEZA-Leitlinien für 
Wirtschaft und Entwicklung

in Ausarbeitung

Albanien und Mazedonien

SOLARENERGIE 
Die Landesprogramme für Albanien und Mazedonien setzen einen klaren Schwerpunkt auf
den Sektor Umwelt, Wasser und Energie. Dem Teilbereich „Erneuerbare Energien“ wird seitens
der OEZA in Übereinstimmung mit den Entwicklungsprioritäten Albaniens und Mazedoniens
und internationalen Zielsetzungen wie der Einhaltung des Kyoto-Protokolls verstärkte Auf-
merksamkeit gewidmet. Im Rahmen des OEZA-Projekts wird österreichisches Know-how im
Bereich Solarenergie durch Ausbildungs- und Capacity Building-Maßnahmen zur Verbesse-
rung der bestehenden Produktionslinien zur Verfügung gestellt. Nationale Qualitätsprüfungs-
einrichtungen sollen u. a. für solarthermische Anlagen eingerichtet und Demonstrationsanla-
gen in öffentlichen Einrichtungen, wie Spitälern oder Kindergärten, finanziert werden.
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� Einbeziehung des Potenzials der europäischen/österreichischen Wirtschaft
Für das Oberziel der Armutsreduktion durch nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
muss nicht nur der Privatsektor in Entwicklungs- und Transitionsländern mobilisiert und 
dynamisiert werden, auch die Privatwirtschaft entwickelter Staaten kann einen wichtigen
Beitrag leisten. Die OEZA konzentriert sich daher in der Partnerschaft mit der österreichi-
schen Wirtschaft in erster Linie auf Maßnahmen, die zum Ziel haben:
– Synergien zwischen öffentlichen und privaten Leistungen zu nutzen und zusätzliche 

private Mittel für entwicklungspolitische Anliegen zu mobilisieren,
– Synergien mit anderen Instrumenten der öffentlichen Hand zu nutzen 

(insbesondere den Instrumenten der Außenwirtschaftsförderung),
– das Engagement der österreichischen/europäischen Wirtschaft in Entwicklungs- und 

Reformländern zu erhöhen und die positiven Entwicklungseffekte privater 
Wirtschaftsbeziehungen und Investitionen in den Zielländern zu maximieren,

– durch komplementäre öffentliche Leistungen die Nachhaltigkeit und Effizienz 
privatwirtschaftlichen Engagements zu erhöhen und so positive gesamtwirtschaftliche 
Effekte in den Zielländern zu fördern,

– die unternehmerische Verantwortung ausländischer und lokaler Unternehmen zu 
stärken und die Wirtschaft für entwicklungspolitische Anliegen zu sensibilisieren,

– Verbesserung der langfristigen Kooperationschancen für österreichische Unternehmen.
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Im Fokus: Entwicklungspolitische Informations-, Bildungs-, 
Kultur- und Öffentlichkeitsarbeit

Ziele und Aufgaben

Die OEZA informiert die österreichische Öffentlichkeit über Entwicklungspolitik. Sie fördert
Verständnis für Fragen der internationalen Entwicklung und kommt ihrem Auftrag nach, den
Beitrag Österreichs zu einer nachhaltigen Entwicklung transparent und nachvollziehbar darzu-
stellen. Eine Sensibilisierung der Öffentlichkeit ist Schwerpunkt aller EU-Partner und des DAC
der OECD. Mit dem Förderprogramm für Informations-, Bildungs-, Kultur- und Öffentlich-
keitsarbeit von NRO in Österreich verfolgt die OEZA das Ziel einer lebendigen Kommunikation
und Auseinandersetzung über Entwicklungspolitik unter breiter Beteiligung der Öffentlichkeit.

Öffentlichkeitsarbeit

Aufgabe der Öffentlichkeitsarbeit ist es, über die Thematisierung von Entwicklungspolitik 
hinaus Programme und Projekte der OEZA – in Abstimmung mit der geförderten Informations-,
Bildungs-, Kultur- und Öffentlichkeitsarbeit – aktiv, auch in den Partnerländern zu kommuni-
zieren. Im Mittelpunkt für den Planungszeitraum 2006–2008 stehen daher:
�  Informationen über die Mitwirkung Österreichs an der Entwicklungspolitik der EU und der

internationalen Gemeinschaft;
�  Konkretisierung der einander bedingenden Zusammenhänge von Entwicklung, Sicherheit und

Menschenrechten im Sinne eines umfassenden Begriffs der „menschlichen Sicherheit“ auf ver-
schiedensten Dialogebenen. Die Vermittlung der zentralen Rolle von Frauen in Entwicklungs-,
aber auch Friedens- und Versöhnungsprozessen spielt hier eine besondere Rolle.

�  Weiterentwicklung der professionellen Kommunikation über EZA im Rahmen von 
Harmonisierung und Anpassung;

�  Ausbau und Förderung der Kommunikationsbeziehungen, Akzeptanz und Zusammenar-
beit zwischen den im Rahmen der OEZA tätigen staatlichen Stellen, Organisationen, 
Interessensvertretungen, NRO, Firmen und Personen.

Förderprogramm

NRO kommt eine besondere Bedeutung zu, da sie aufgrund ihrer Erfahrungen über vielfältige
Kontakte und Kompetenz in allen Bereichen nachhaltiger Entwicklung verfügen und finanziell
und personell in der österreichischen Gesellschaft verankert sind. Das Förderprogramm der ent-
wicklungspolitischen Informations-, Bildungs-, Kultur- und Öffentlichkeitsarbeit 2004–2006
legt die allgemeinen Förderkriterien fest; es wird 2006 für den nächsten Dreijahreszeitraum neu
erarbeitet. Die Inhaltlichen Schwerpunkte der Förderungen liegen auf den Themen:

�  Millenniumsziele;
�  Fairer Handel;
�  Globales Lernen;
�  Dialog der Kulturen, 2006 besonders Lateinamerika, 2007 EU-Jahr des interkulturellen Dialogs.

Die geförderten Projekte richten sich v. a. an Multiplikatoren und Multiplikatorinnen, an Kinder
und Jugendliche, an die Medien, an Entscheidungsträger und Entscheidungsträgerinnen sowie
an Gruppen und Organisationen.

Die Qualitätsentwicklung, d. h. die Verbesserung der inhaltlichen und methodischen Zugänge
in der Bildungs-, Kultur- und Öffentlichkeitsarbeit, in den einzelnen Programmen sowie der
Einsatz innovativer Kommunikationsformen sind wesentliche Voraussetzungen für die Förde-
rung. Die nachhaltige Wirksamkeit der Projekte wird durch eine kontinuierliche Arbeit zu
Schwerpunktthemen und mit ausgewählten Zielgruppen erreicht. Eine inhaltliche wie metho-
dische Erweiterung erfolgt über Kooperationen besonders in den Bereichen Umwelt, Soziales,
Wirtschaft inklusive Landwirtschaft und Kultur.

Schwerpunkte

��

$

Themen der 
Öffentlichkeitsarbeit

OEZA-Leitlinien 
Öffentlichkeitsarbeit 

in Planung
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Verletzlichkeit von 
Entwicklungsländern

Kontinuum

5. Internationale humanitäre Hilfe

Humanitäre Krisen nach bewaffneten Konflikten, Naturkatastrophen oder technologischen Ka-
tastrophen können durch Effekte der Unterbrechung von Entwicklungsprogrammen und akuter
politischer Destabilisierung, der Vernichtung oder Beeinträchtigung gesellschaftlicher Institutio-
nen und sozialer Netzwerke, der Zerstörung wirtschaftlicher Ressourcen und nachteiliger Beein-
flussung des Investitionsklimas zu einer negativen Beeinflussung der Entwicklungsperspektiven
eines Landes führen und Entwicklungsfortschritte um Jahre und Jahrzehnte verzögern. Den 
Betroffenen in armen Ländern, denen plötzlich ihre Existenzgrundlage entzogen wird, fehlen
Handlungsalternativen. Ihre Verwundbarkeit gegenüber sekundären Gefährdungen wie etwa
Epidemien oder Hungersnöten wird schlagartig erhöht. Diese besondere Verwundbarkeit armer
Länder spiegelt sich in der Notwendigkeit wider, Soforthilfemaßnahmen mit längerfristigen
Wiederaufbauprogrammen und Entwicklungszusammenarbeit abzustimmen. Die humanitäre
Hilfe leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Erreichung des Ziels 1 der MDGs.

Durch die Bereitstellung von bedarfsorientierter, effektiver humanitärer Hilfe trägt Österreich
dazu bei, in Krisen- und Katastrophensituationen Menschenleben zu retten und zu schützen,
Not zu lindern bzw. zu vermeiden und die Unversehrtheit und Würde von betroffenen Men-
schen zu bewahren. Weiterführendes Ziel der humanitären Hilfe der OEZA ist es, im Kontext der
Notsituation Möglichkeiten für Eigeninitiative und -verantwortung zu schaffen sowie Vertrauen
in staatliche Regierungs- und Verwaltungsstrukturen und damit Rahmenbedingungen für das
Funktionieren der Gesellschaft wiederherzustellen. Auch durch Präventionsmaßnahmen sollen
im Rahmen der humanitären Hilfe und der Entwicklungshilfe die Entwicklungsperspektiven 
berücksichtigt werden („Kontinuum“). Jede Katastrophen- und Krisensituation hat ihre spezifi-
schen Ursachen und erfordert spezifische Ansätze, die auf die betroffene Bevölkerung und 
Situation abgestimmt sein müssen. Humanitäre Hilfe braucht daher einen besonders hohen
Grad an Flexibilität.

5.1 Aktuelle Herausforderungen

Gegenwärtig steht die Internationale Gemeinschaft vor drei großen Herausforderungen, die in
den EU-Leitlinien zur Humanitären Hilfe aus dem Jahr 1996 zusammengefasst sind:

�  Gewaltsame Konflikte, in denen der Übergang zwischen humanitärer Krise und 
Entwicklungszusammenarbeit in einem breiteren wirtschaftlichen, sozialen und politischen
Zusammenhang betrachtet werden muss und ein wichtiges Element darstellt, das in den
einzelnen Phasen und Interventionsbereichen berücksichtigt werden muss;

�  Naturkatastrophen, bei denen internationale Geber Vorbereitungsmaßnahmen treffen 
können, um das Selbsthilfepotenzial der Bevölkerung zu erhöhen;

�  Strukturelle Krisen, in deren Rahmen die internationalen Geber ihre Politik anpassen 
müssen, damit sie sich allmählich aus den Ländern zurückziehen können, in denen kein 
Bedarf an humanitärer Hilfe mehr besteht. Das bedeutet, dass rechtzeitig geeignete 
Instrumente zur Ablösung der Hilfe umgesetzt werden müssen.

Österreich hat sich der zunehmenden Bedeutung der humanitären Dimension in den interna-
tionalen Beziehungen und der solidarischen Mitverantwortung zu stellen. Um einen effektiven
Beitrag zu leisten und die Kohärenz österreichischer humanitärer Hilfsleistungen mit den Hilfs-
bemühungen der internationalen Gemeinschaft sicherzustellen, werden die landesspezifischen
humanitären Hilfsinterventionen nach Möglichkeit in planvoller Weise mit der internationalen
Gemeinschaft abgestimmt.
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5.2 Normative Grundlagen

Die normativen Grundlagen in der österreichischen humanitären Hilfe beruhen in erster Linie
auf den einschlägigen Vorschriften der Genfer Konventionen von 1949, der Zusatzprotokolle
von 1977 und des Völkergewohnheitsrechts sowie auf den Grundsätzen, die das Internatio-
nale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) und die Internationale Rotkreuz- und Rothalbmondbe-
wegung erarbeitet haben. Die humanitäre Hilfe der OEZA orientiert sich weiters an den 
Leitlinien der EU, des OECD-DAC, den internationalen humanitären Konventionen und den
Grundprinzipien der Good Humanitarian Donorship-Initiative die am 16./17. Juni 2003 in
Stockholm von den wichtigen humanitären Geberländern vereinbart wurden.

Die Ziele der internationalen humanitären Hilfe der OEZA ergänzen das Mandat der internatio-
nalen Katastrophenhilfe, die in Österreich durch das Bundesministerium für Inneres koordiniert
wird. Die humanitäre Hilfe der OEZA ergänzt die Internationale Katastrophenhilfe des BMI, da
neben der unmittelbaren Katastrophenphase auch die Folgephasen der Rehabilitation, des
Wiederaufbaus und der Katastrophenprävention programmatisch unterstützt werden können.
Die thematischen Einsatzbereiche der humanitären Hilfe sind humanitäre Sofortmaßnahmen
(Phase der ersten 6 Monate nach Eintreten des Katastrophenfalls), die besonders sensible
Phase des Wiederaufbaus sowie Aktivitäten der Katastrophenprävention innerhalb von 
OEZA-Programmregionen.

5.3 Einsatzprinzipien

Die Humanitäre Hilfe der OEZA wird ausschließlich nach den Grundsätzen der Humanität,
Neutralität, Unparteilichkeit und Nichtdiskriminierung, d. h. unabhängig von der ethnischen,
religiösen und politischen Zugehörigkeit der Betroffenen geleistet. Hilfsmaßnahmen, die sich
nicht an diesen Grundsätzen orientieren, werden – unabhängig von der wohlmeinenden Ab-
sicht und der Wirksamkeit – in diesem Sinne nicht als humanitäre Hilfe eingestuft. Wie in den
Zusatzprotokollen zu den Genfer Konventionen definiert, muss humanitäre Hilfe unparteiisch
erfolgen, d. h. „ohne jede nachteilige Unterscheidung“. Diese Unparteilichkeit ist eine unab-
dingbare Voraussetzung für den Zugang zur betroffenen Zivilbevölkerung auf allen Seiten 
eines Konflikts. Dies wird u. a. durch die primäre Rolle ziviler Organisationen bei der Durchfüh-
rung österreichischer humanitärer Maßnahmen sichergestellt, die von allen Beteiligten an 
einem Konflikt als neutral akzeptiert werden.

Humanitäre Hilfe muss eine direkte Antwort auf die erhobenen Bedürfnisse der betroffenen
Bevölkerung sein. Die Bereitstellung von Mitteln durch die OEZA für humanitäre Hilfsmaßnah-
men erfolgt auf Basis von Bedarfsanalysen und in Abstimmung mit den Hilfsanstrengungen der
internationalen Gemeinschaft. Besondere Aufmerksamkeit wird Österreich den so genannten
„vergessenen Krisen“ schenken.

Um die Effektivität und Nachhaltigkeit von humanitären Hilfsprogrammen zu gewährleisten,
müssen alle geförderten Hilfsmaßnahmen Mindeststandards erfüllen, die in der Humanitarian
Charter und den Minimum Standards in Disaster Response der Principles and Good Practices
of Humanitarian Donorship 2003 festgelegt sind. Eine wichtige Regel von humanitärer Hilfe in
Katastrophen- und Krisensituationen ist die Grundregel „Do no harm“, d. h. die Vermeidung
negativer Auswirkungen durch humanitäre Interventionen. Nach diesem Prinzip sollen unbe-
absichtigte Folgen von humanitärer Hilfe kritisch untersucht und ungewollte Konfliktverschär-
fung (aber auch potenzielle Konfliktverlängerung) erkannt, vermieden und abgefedert 
werden. Notwendig dafür ist die Überprüfung der inhaltlichen und operativen Aspekte von
Hilfsvorhaben hinsichtlich ihrer Konfliktrelevanz, Konfliktrisiken und tatsächlichen Wirkungen,
die in der ADA durch fachlichen Input des Referats für Qualitätssicherung und Wissensma-
nagement (vor allem der Desks für Menschenrechte, Demokratisierung und Friedenssiche-
rung) berücksichtigt werden kann.

Good Humanitarian 
Donorship

OEZA-Leitlinien 
Humanitäre Hilfe 
in Ausarbeitung
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Unparteilichkeit, 

Nichtdiskriminierung
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Stärkung der nationalen und internationalen Koordination

Humanitäre Hilfe der OEZA beruht auf dem Grundsatz der Kohärenz, Koordination und Einbet-
tung in die Hilfsanstrengungen der Internationalen Gemeinschaft. Vorhaben und Programme
der OEZA im humanitären Bereich werden im Vorfeld mit internationalen humanitären Akteu-
ren, insbesondere mit den Appeals von EU, VN und IKRK/IFRK abgestimmt. In Österreich sind
aufgrund der Komplexität der Aufgabe der Katastrophenhilfe in Entwicklungsländern zahlreiche
Akteure in Projekten der humanitären Hilfe tätig (u.a. einzelne Bundesressorts wie BMaA, BMI,
BMLFUW; Landesregierungen, Gemeinden, private Stiftungen, NRO etc.). 

5.4 Zielgruppen

Humanitäre Hilfe erfolgt unter der Beachtung des Prinzips der Nichtdiskriminierung der von
Katastrophen- und Krisensituationen betroffenen Menschen. Hilfe wird Menschen ungeachtet
ethnischer Abstammung, Religion, Gesellschaft, Staatsangehörigkeit, sozialer Stellung oder
politischer Ansicht primär nach dem Kriterium des Bedarfes geleistet. Ein besonderer Gender-
Schwerpunkt ergibt sich aus der tragenden Rolle, die Frauen in Katastrophenfällen und in der
Phase des Wiederaufbaus einnehmen können und sollen.

Die humanitäre Hilfe der OEZA wird sich daher auch im Zeitraum 2006–2008 prioritär 
an besonders verletzliche Gruppen richten:
�  Zivilbevölkerung in Not,
�  Bevölkerungsgruppen, die in Notsituationen besonders verwundbar sind (Frauen, Kinder,

und behinderte Menschen),
�  Flüchtlinge, Vertriebene (IDPs) und Obdachlose.

5.5 Zielländer

Die Internationale Humanitäre Hilfe der OEZA wird sich 2006–2008 in erster Linie an folgende
Zielländer wenden:
�  Partnerländer der OEZA und deren angrenzende Nachbarstaaten,
�  Entwicklungsländer und Regionen, die von großen humanitären Krisen betroffen sind,
�  Übergangsländer nach Definition des OECD-DAC, die von großen humanitären Krisen betrof-

fen sind und im Kontext internationaler Solidarität besondere Bedeutung für Österreich haben.

5.6 Katastrophenhilfefonds

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2006 wurde die Einrichtung eines Hilfsfonds für Katastrophenfälle
im Ausland („Auslandskatastrophenfonds“) beschlossen. Der Fonds hat das Ziel, Maßnahmen im
Zusammenhang mit Katastrophenfällen im Ausland wie beispielsweise Natur- und Hungerkatas-
trophen zu finanzieren, die der Beseitigung von Katastrophenschäden und der humanitären Hilfe
dienen. Er verfügt jedoch über keine Rechtspersönlichkeit und wird vom BMaA verwaltet. Die
Mittel des Fonds werden über Zuwendungen des Bundes nach Maßgabe des jeweils geltenden
Bundesfinanzgesetzes, Zuwendungen anderer Gebietskörperschaften und sonstiger öffentlicher
und privater Akteure aufgebracht. Über die Verwendung der Mittel des Fonds entscheidet in je-
dem einzelnen Katastrophenfall die Bundesregierung; die Bereitstellung der Budgetmittel erfolgt
im Wege einer Überschreitungsermächtigung in der genehmigten Betragshöhe.
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Im Fokus: Ernährungssicherheit und Nahrungsmittelhilfe

Zielvorgabe für die FAO1

Nach neuesten Schätzungen sind 815 Millionen Menschen in den Entwicklungsländern von
chronischer Unterernährung betroffen, darüber hinaus sind weitere 5–10 % der Bevölkerung
aufgrund von Krisen oder unvorhersehbaren Ereignissen akut gefährdet. Besonders betroffen
sind bäuerliche Kleinstproduzenten, Hirtennomaden und Landlose. In Afrika südlich der Sahara
kann die Nahrungsmittelproduktion kaum mehr mit dem Bevölkerungswachstum Schritt hal-
ten. Übernutzung der Böden, Überweidung und zunehmende Erosion sind die Folge. Hunger
und Unterernährung führen zu größerer Anfälligkeit gegenüber Krankheiten wie HIV/AIDS
und stehen einer produktiven Arbeit oder auch der Schulbildung entgegen.

Im Rahmen des „Millenniums-Projekts“ der VN wurden in verschiedenen Arbeitsgruppen
Strategieempfehlungen zur Erreichung der Millenniumsziele erarbeitet. Als Hauptaufgabenge-
biete zur Sicherung der Ernährung wurden die Verbesserung der Praktiken des internationalen
Agrarhandels, die Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktivität, die Schaffung und Siche-
rung von Zugang zu Land, Wasser, Ausbildung und Krediten, der Aufbau von lokalen Märkten
und die Schaffung von Sicherheitsnetzen für akut Hungernde identifiziert. Darüber hinaus ist
für nachhaltige Ernährungssicherung auch die Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesserung
der natürlichen Ressourcen notwendig.

Auf Basis der Erklärungen der beiden FAO-Welternährungsgipfel 1996 und 2002 und der 
VN-Millenniums-Erklärung 2000 ist die Bekämpfung von Hunger und Armut zentrales 
entwicklungspolitisches Ziel der OEZA auf dem Gebiet der Ernährungssicherheit, wobei 
der ländlichen Entwicklung eine entscheidende Rolle zukommt.

Österreich ist seit dem Jahre 1947 Mitglied bei der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen (FAO). Der jährliche Mitgliedsbeitrag richtet sich nach dem 
Länderschlüssel der Vereinten Nationen, wird aus dem Budget des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (BMLFUW) entrichtet und betrug im
Jahr 2005 etwa 3 Mio. Euro. Die Mitgliedsbeiträge stellen – neben freiwilligen Beiträgen und
spezifisch programmorientierten Beiträgen – das Grundbudget für die FAO-Arbeit dar.

Österreichische Schwerpunkte

Österreich wird seine Bemühungen im Bereich Ernährungssicherung weiterhin auf die Wah-
rung der identifizierten Schwerpunkte der FAO zur Senkung der Anzahl der Hungernden in 
der Welt konzentrieren, wobei besonderes Augenmerk auf eine nachhaltige Entwicklung der
Sektoren Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei unter Einbindung der Verantwortung
der nationalen Regierungen für die Umsetzung regionaler, nationaler und lokaler Entwicklungs-
pläne zur Nahrungsmittelsicherheit gelegt wird. Das Instrument Nahrungsmittelhilfe kommt
aus österreichischer Sicht nur in akuten Krisensituationen in Betracht und muss den Kriterien
hinsichtlich Qualität, Quantität, Zielgruppenorientierung und Zeitgerechtigkeit genügen. Zur
Nahrungsmittelhilfe in Krisenfällen erfolgt ein jährlicher Beitrag Österreichs von 1,490 Mio.
Euro durch das BMLFUW im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeübereinkommens.

MDG 1

1) OCHA, World Food 

Programm und UNRWA werden

im Kapitel 7.2, Entwicklungs-

agenda der VN, behandelt.
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Recht auf Ernährung

Biodiversität

$

Multilaterale Instrumente

Neben vielfältigen Programmen und Sondereinrichtungen der FAO zur weltweit flächendecken-
den Armuts- und Hungerbekämpfung wurde mit der Annahme der freiwilligen Richtlinien zur
Unterstützung der fortschreitenden Umsetzung des Rechtes auf Ernährung durch das FAO-Ko-
mitee für Welternährungssicherung und den FAO-Rat im Herbst 2004 ein weiteres, auf einem
menschenrechtlichem Ansatz basierendes Hilfsinstrument geschaffen. Für Österreich – wie für
die anderen EU-Mitgliedstaaten – gilt es im Zeitraum 2006–2008, den Prozess der weltweiten
Umsetzung des Rechts auf Ernährung als wichtigen Bestandteil menschlicher Sicherheit im Rah-
men nationaler Strategien, v. a. die Sicherstellung eines nachhaltigen Zugangs zu Nahrungsmit-
teln im Sinne von Ernährungssicherheit, zu begleiten und zu forcieren.

Einen weiteren Beitrag zur Realisierung der Ziele der Welternährungsgipfel und damit der
Hauptziele der FAO stellt das, nach Jahren der Verhandlung angenommene internationale Ab-
kommen über Pflanzengenetische Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft dar, das die
Erhaltung der Biodiversität sowie einen besseren Zugang und Gebrauch indigenen Ressourcen
zum Inhalt hat. Österreich wird sich im exekutiven Lenkungsorgan des Abkommens ab 2006
u. a. für die Abgeltung und den Ausgleich der gegenseitigen Vorteile zum Schutz der indigenen
Bauern einsetzen.

Österreich ist im Rahmen seiner FAO-Mitgliedschaft schwerpunktmäßig auch im Bereich 
Gender und Ländliche Entwicklung tätig und wird diese Arbeit verstärkt fortführen.

Betreffend die internationale Nahrungsmittelhilfe und die Mitarbeit am VN-Welternährungs-
programm wird Österreich auch weiterhin im Rahmen der budgetären Möglichkeiten finan-
zielle Beiträge für Nahrungsmittelhilfslieferungen an in Notfall geratene, bedürftige Regionen
der Welt zur Verfügung stellen. Die Beschaffung hat soweit wie möglich vor Ort bzw. in der
Region zu erfolgen. Schwerpunktländer sind Länder in der Sahel Zone und im Raum Ostafrika,
wo Hungerkatastrophen besonders dramatisch sind. Darüber hinaus gilt es in diversen interna-
tionalen Arbeitskreisen, verstärkt auf Nachhaltigkeit der Ernährungssicherheit hinzuarbeiten.

In Österreich verfolgt die OEZA gemeinsam mit dem BMLFUW die Aufgabe, die Öffentlichkeit
über die kritische Situation der internationalen Ernährungslage zu sensibilisieren und 
informieren.
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6. Programmrahmen

Region/Land
Arbeitsbereich Programmpriorität Programmdokument Spezifische Maßnahmen2

Zentralamerika
Schwerpunktregion

Guatemala
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

El Salvador
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Nicaragua
Schwerpunktland

Zentralamerikanischer 
Integrationsprozess

Sektoren: 
ländliche Entwicklung
Mikro-, Klein- und 
Mittelbetriebe 
Soziales

Private 
Wirtschaftspartnerschaften

Mikro-, Klein- und 
Mittelbetriebe
ländliche Entwicklung
Sozialer Sektor

Ländliche Entwicklung: 
Fokus auf 
Erwachsenenbildung
Mikro-, Klein- und 
Mittelbetriebe

Ländliche Entwicklung

Mikro-, Klein- und 
Mittelbetriebe

Sozialer Sektor (Bildung, 
Gesundheit, Wasser)

OEZA-Regionalprogramm
2007–2009 in Ausarbeitung

Wird in Regionalprogram-
mierung Zentralamerika
übergeführt

Wird in Regionalprogram-
mierung Zentralamerika
übergeführt

OEZA-Landesprogramm
2007–2009 (und darüber
hinausgehend) wird mit 
Sektorprogrammen 
erarbeitet

Lateinamerika-Schwerpunkt
der österreichischen 
EU-Präsidentschaft 2006:

Forum der zentral-
amerikanischen Staaten 
zu Harmonisierung und 
Anpassung am 10.5.2006

Round Table der Menschen-
rechtsprokuratoren aus 
Lateinamerika und Europa
vom 24.–26. April 2006

Seminarreihe „Real 2006“

Regionaler 
Erfahrungsaustausch

– Bilaterale jährliche 
Konsultationen 

– Harmonisierung und 
Anpassung: gemeinsame
Analyse mit EU 

– Abstimmung mit Regional-
programm Zentralamerika

– Drittlandkooperation
– Umsetzung der Ergebnisse

der NRO-Evaluierung
– Beteiligung am SWAP für

Gesundheit
– Basket-Fund-Finanzierung 

Umsetzung 2006–2008

ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT SÜD

2) Die operative Umsetzung der Programme kann auf das gesamte Spektrum der zur Verfügung stehenden Instrumente zurückgreifen.
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Region/Land
Arbeitsbereich Programmpriorität Programmdokument Spezifische Maßnahmen2

Afrika gesamt

Westafrika
Schwerpunktregion 

Senegal
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Kap Verde
Schwerpunktland

Burkina Faso
Schwerpunktland

EU-Strategie für Afrika 
wird unterstützt

Konfliktprävention

Lokale Entwicklungsmodelle
und regionale Integration

Produktionsgrundlagen, 
Vermarktung und Handel

Wissenschaftskooperation
und Bildung

Dezentralisierte ländliche
Entwicklung

Nachhaltige Bewirtschaftung
der natürlichen Ressourcen
(Wasser)

Entwicklung dezentraler 
Initiativen

Kapazitätenentwicklung 

Nachhaltige ländliche 
Entwicklung

Handwerks-, Mikro- und
Kleinbetriebsförderung

Technisches Unterrichtswe-
sen und Berufsbildung 

Bisherige OEZA-Erfahrung
wird mit thematischem 
Profil aufgearbeitet

OEZA-Regionalprogramm
2006–2008

Landessektorprogramm
2006–2008

OEZA-Landesprogramm
2006–2008

Bilaterales Kooperationsab-
kommen 2006–2008

OEZA-Landesprogramm und
Teilprogramme 2005–2007

Bilaterales Kooperations-
abkommen 2005–2007

Kooperation mit regionalen
Organisationen und 
Projekten: AU, NEPAD, IFIs,
ADEA, APRM, PIDG, ICF

Initiativen der 
Zivilgesellschaft

Förderung länderübergrei-
fender Projekte Süd-Süd-
Kooperation

Kooperation mit 
– regionalen Institutionen

(Club du Sahel, ENDA,
ECOWAS),

– multilateralen Programmen  
– und Initiativen der 

Zivilgesellschaft.

Regionale 
Energiepolitikentwicklung

Wissenstransfer aus 
OEZA-Erfahrung

Initiativen der Zivilgesell-
schaft und lokaler 
Entwicklungspläne

Sektorielle Budgethilfe

Kooperation mit Brasilien

Jährliche bilaterale 
Konsultationen

Beteiligung an 
Programmhilfe für 
Technisches Unterrichts-
wesen und Berufsbildung

Umsetzung 2006–2008
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Region/Land
Arbeitsbereich Programmpriorität Programmdokument Spezifische Maßnahmen2

Ostafrika
Schwerpunktregion

Kenia
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Burundi
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Ruanda
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Tansania
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Uganda
Schwerpunktland

Demokratie/
Dezentralisierung
Good Governance

Wasser/Siedlungshygiene

Konfliktprävention/
Friedenssicherung

Wasser und 
Siedlungshygiene

Privater Sektor: 
– Local Economic 

Development
– organische Landwirtschaft

Good Governance und
Rechtsentwicklung
Dezentralisierung

Sonderprogramm für 
Norduganda

Regionalprogramm 
Ostafrika in Vorbereitung

Wird in Regionalprogram-
mierung Ostafrika 
übergeführt

Wird in Regionalprogram-
mierung Ostafrika 
übergeführt

Wird in Regionalprogram-
mierung Ostafrika 
übergeführt

Wird in Regionalprogram-
mierung Ostafrika 
übergeführt

OEZA-Landesprogramm
2006–2009 in Vorbereitung

Projekte und Programme 
mit regionaler Reichweite

Kapazitätenentwicklung
Wissenschaftskooperation

Zukünftiges Engagement 
der OEZA wird mit anderen
Gebern koordiniert

National Civic Education
Programme
Beitrag zu Basket Fund 
mehrerer Geber

Evaluierung des bisherigen
Gesamtprogramms der
OEZA

Teilnahme an Local 
Government Basket Fund

Bilateraler Programmdialog

Sektorbudgethilfe, 
Teilnahme an SWAPs und
Basket Funds mehrerer 
Geber

Kapazitätenentwicklung
Wissenschaftskooperation

NRO-Kofinanzierungen.

Umsetzung 2006–2008
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Region/Land
Arbeitsbereich Programmpriorität Programmdokument Spezifische Maßnahmen2

Äthiopien
Schwerpunktland

Südliches Afrika
Schwerpunktregion

Namibia
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Simbabwe
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Südafrika
Partnerland in der 
Schwerpunktregion

Mosambik
Schwerpunktland

Palästinensische Gebiete
Schwerpunktprogramm

Region Amhara: 
Ernährungssicherheit

Region Somali: Gesundheit

Energie

Traditionsbedingte 
Gewalt gegen Frauen,
Menschenrechte,
Partizipation der 
Zivilgesellschaft

Kapazitätenentwicklung

Good Governance, Demo-
kratie und Menschenrechte

Dezentralisierung und 
Distriktentwicklung
Landfragen

Dezentralisierung und 
Distriktsentwicklung

Nahrungsmittelsicherung
durch Unterstützung lokaler
Initiativen

Dezentralisierung und 
Distriktentwicklung

Dezentralisierung 
(inklusive Wasser- und 
Siedlungshygiene) und 
Distriktentwicklung

Ländliche Entwicklung

Konkrete Beiträge zum 
Nahost-Friedensprozess

OEZA-Landesprogramm
2004–2006

OEZA-Landesprogramm
2007–2010 in Vorbereitung

OEZA-Regionalprogramm
ab 2007 in Ausarbeitung

Wird in Regionalprogram-
mierung Afrika-Süd 
übergeführt

Wird in Regionalprogram-
mierung Afrika-Süd 
übergeführt

Wird in Regionalprogram-
mierung Afrika-Süd 
übergeführt

OEZA-Landesprogramm 
ab 2007 in Vorbereitung

OEZA-Programm
2006–2008

Verstärkte Kooperation 
mit SADC

Zusammenarbeit mit 
NEPAD-Sekretariat

Bilateraler Programmdialog

Sektorielle Budgethilfe 
Landwirtschaftsministerium

Kooperation mit Brasilien

Maßnahmen, die den 
Friedensprozess fördern

Bis auf Weiteres keine 
Zusammenarbeit auf Regie-
rungsebene. Durchführung
der Programme auf NRO-
und multilateraler Ebene

Umsetzung 2006–2008






